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I.  Teil. 

1.  Die  Wolinungsaufsicht  als  Programmforderuiig 
der  Wohuungsreformer. 

Die  Entwicklung  der  Ansichten  über  die  Wohnungs- 
aufsicht deckt  sich  mit  der  Geschichte  der  Wohnungsreform 
überhaupt.  Die  Wohnung'saufsicht  ist  eins  der  letzten  Mittel, 
das  als  zweckentsprechend  zur  Reformierung  des  Wohnungs- 
wesens auf  das  Programm  der  Wohnungsreformer  gesetzt 
ward.  Jedes  der  verschiedenen,  von  den  70  er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  ab  in  großer  Anzahl  vorgeschlagenen 
Mittel  zur  Linderung  der  Wohnungsnot  kennzeichnete  eine 
der  vielen  Ursachen,  auf  die  man  die  Notwendigkeit  einer 
Reform  begründete.  Die  erste  große  Bewegung,  die  dann 
eine  ung*eahnte  Weiterentwicklung  zur  Folge  haben  sollte, 
ging  von  Berlin  aus1),  und  zwar  war  es  die  Sozialdemokratie, 
die  zum  ersten  Male  größere  Massen  zur  Wohnungsfrage 
Stellung  nehmen  ließ.  Es  ist  sicher  ein  Zeichen  der  in  den 
70er  Jahren  beginnenden  Massenspaltung  in  Besitz  und  Nicht- 
besitz, daß  man  lange  Zeit  nicht  über  das  Moment  der  Boden- 
politik hinauskam,  wenn  man  Ursachen  für  die  Wohnungs- 
not suchte.  Man  hatte  wohl  einen  Hauptg*rund  gefunden, 
dessen  Beseitigung*  zur  Erreichung*  des  Reformzieles  not- 
wendig war,  ging  aber  nicht  viel  weiter.  Eine  gute  Folge 
hatte  diese  einseitig'e  Behandlung  der  Wohnungsfrage  aber 
doch,  indem  sie  wie  keine  andere  dazu  angetan  war,  große 

0 Inwieweit  Englands  Wohnungsreformer  die  deutsche  Wohnungs- 
reform veranlaßt  und  beeinflußt  haben,  soll  nicht  untersucht  werden.  Tat- 
sache ist,  daß  das  englische  Beispiel  in  Deutschland  stets  als  eine  Art 
Muster  den  Reformern  vorgeschwebt  hat. 
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Massen  für  die  neue  soziale  Bestrebung*  zu  interessieren. 
Man  sah  den  zu  bekämpfenden  Feind  im  Grundbesitz,  der 
den  Wohnung*sbau  zur  Geldquelle  werden  ließ  und  dadurch 
ohne  entsprechende  Geg*enleistung*  die  Mieter  ungerechter- 
weise  schwer  belastete.  Das  erfolg*verheißendste  Abwehr- 
mittel sah  man  in  der  Erstellung*  billig'er  Wohnung*en  und 
suchte  vor  allem  ein  scharfes  Vorg*ehen  g*eg*en  die  „Boden- 
wucherpolitik*4  zu  erzielen1). 

Sehr  lang*e  dauerte  es,  bis  man  zu  der  Einsicht  kam, 
daß  vor  allem  die  Benutzung*  der  vorhandenen  Wohnung*en 
reformbedürftig*  sei,  und  erst  von  diesem  Aug*enblicke  an 
tritt  der  Begriff  „Wohnungsaufsicht“  in  den  Gesichtskreis 
der  reformerischen  Betrachtungen.  Daß  Mieter  und  Ver- 
mieter freiwillig*  eine  Reform  in  bezug*  auf  Beschaffenheit 
und  Benutzung  der  Wohnungen  in  die  Hand  nehmen  würden, 
war  schwerlich  anzunehmen.  Daher  kam  man  nach  und  nach 
zu  der  Forderung*,  daß  die  Gesetzgebung,  sei  es  nun  ört- 
liche oder  staatliche,  gegen  die  unzweckmäßige  Benutzung 
der  Wohnungen  Vorschriften  zu  erlassen  habe.  Diese  nutzen 
aber  nichts,  wenn  nicht  scharf  überwacht  wird,  ob  sie  auch 
tatsächlich  befolgt  werden.  Es  entstand  deshalb  die  weitere 
Forderung,  daß  Vertreter  der  Gemeinde  oder  Staatsgewalt 
sich  regelmäßig  vom  Stande  des  Wohn ung*s wesens  über- 
zeugen sollten,  es  entstand  die  Forderung  einer  Wohnungs- 
aufsicht, einer  Wohnungsinspektion. 

In  diesen  Grundforderungen  stimmten  wohl  alle 
Wohnungsreformer  überein:  immerhin  bestanden  noch  die 
größten  Meinungsverschiedenheiten  einerseits  über  die 
Faktoren,  welche  Wohnungsgesetze  zu  erlassen  haben,  und 
die  Anforderungen,  die  an  Beschaffenheit  und  Benutzung 
der  Wohnungen  zu  stellen  sind,  andrerseits  aber  vor  allem 
über  die  Art  und  Weise,  in  der  die  Wohnungsinspektion 
auszuüben  ist. 

q Ein  großzügiger  Plan  genossenschaftlicher  Selbsthilfe,  die  unter 
Heranziehung  des  Kapitalismus  große  Arealkomplexe  erwerben  und  bebauen 
soll,  ward  von  Schulze-Delitzsch  im  Juni  1872  entworfen  (Engel,  S.  31  ff.) 
Dieser  stellte  ein  Problem  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage  in  Berlin  dar. 
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Es  soll  nun  darg*estellt  werden,  wie  sich  von  den  70  er 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  an  die  Forderung  der 
Wohnungsaufsicht  bei  den  Wohnungsreformern  gebildet 
hat,  wie  die  einzelnen  Ansichten  sich  im  Laufe  der  Zeit 
entwickelt  haben  und  wie  die  verschiedenen  Meinungen 
sich  schließlich  infolge  gemeinsamer  Verhandlungen  immer 
mehr  näherten. 

Die  70er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  stehen  im 
Zeichen  des  Beginns  der  deutschen  Wohnungsreform  über- 
haupt. Wenn  auch  Vorläufer  vorhanden  sind,  so  wendet 
sich  doch  erst  jetzt  das  Allgemeininteresse  den  Reform- 
bestrebungen zu.  Während  der  Kampf  gegen  den  Boden- 
wucher und  den  für  die  Mieter  verhängnisvollen  erwerbs- 
mäßigen Häuserbau  das  einzige  Mittel  schien,  die  Wohnungs- 
not zu  lindern  und  man  unzählige  Pläne  schmiedete,  die 
diesem  Mißstande  abhelfen  sollten,  entstand  nur  ganz  all- 
mählig  der  Gedanke,  daß  auch  noch  andere  Feinde  zu 
bekämpfen  seien.  Einige  der  ersten,  die  die  Beschaffenheit 
und  Benutzung  der  vorhandenen  Wohnungen  als  reform- 
bedürftig bezeichneten,  waren  Sax  und  Ratkowsky1). 

Die  Forderung,  daß  die  Beschaffenheit  und  Benutzung 
der  Wohnungen  gesetzlich  vorgeschrieben  wird,  ward  erst 
in  den  80er  Jahren  aufgestellt,  die  für  die  gesamte  Frage 
der  Wohnungsreform  insofern  einen  mächtigen  Fortschritt 
brachten,  als  der  Verein  für  Sozialpolitik  und  der  deutsche 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  sie  auf  das  Programm 
ihrer  humanitären  Bestrebungen  setzten.  Der  im  Jahre  1872 
begründete  Verein  für  Sozialpolitik  ward  zum  ersten  mächtigen 
Förderer  der  Wohnungsfrage.  Bei  allen  Verhandlungen 
über  die  Wohnungsfrage  im  Verein  für  Sozialpolitik  und 
auch  im  deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
werden  zwei  Hauptpunkte  behandelt,  Wohnungsfürsorge 

0 Allerdings  sehen  sie  die  Ursache  der  gesundheitsgefährlichen 
Beschaffenheit  der  Wohnungen  lediglich  in  der  Nachlässigkeit  der  Ver- 
mieter und  treten  für  den  Erwerb  eigner  Häuser  ein  (Ratkowsky  S.  79). 
An  eine  Besserung  der  Wohnungsmißstände  durch  behördliche  Inspektion 
denken  sie  noch  nicht. 
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und  Wohnungsaufsicht.  Bereits  in  den  80er  Jahren  ist  es 
unbestrittene  Überzeugung',  daß  nur  ein  zweckmäßiges  Hand 
in  Handgehen  dieser  beiden  Momente  zur  Lösung  der 
Wohnungsfrage  führen  kann. 

Zum  ersten  Male  ward  auf  der  Frankfurter  Generalver- 
sammlung des  Vereins  für  Sozialpolitik  im  Jahre  1886  eine 
Wohnungsgesetzgebung  gefordert,  die  auch  die  Benutzung 
der  Wohnungen  regelt.  Miquel  sag'te1):  „Weder  gemein- 
nützige Bautätig-keit,  noch  Bauvorschriften  allein  können 
durchgreifende  Besserung  schaffen,  wenn  nicht  durch  ein 
Wohnung*sgesetz,  das  auch  die  Benutzung  bestehender  und 
neuer  Gebäude  regelt,  die  Gewähr  geboten  wird,  daß  die 
einzelnen  Lokalitäten  nur  zu  den  Zwecken  benutzt  werden, 
zu  denen  sie  baupolizeilich  genehmigt  sind.“  Dasselbe 
ward  auch  auf  der  Straßburger  Versammlung  des  dtsch. 
V.  f.  öffentl.  Gesundheitspfl.  im  Jahre  1889  ausgesprochen. 
Wieder  war  es  Miquel,  der  zusammen  mit  Baumeister 
(Karlsruhe)  eine  einheitliche  Gesetzgebung  forderte2). 

Hiermit  war  deutlich  die  Forderung  einer  gesetzlichen 
Wohnung'sbeaufsichtigung  aufgestellt.  Die  nächste  Frage 
war  die  nähere  Bestimmung  der  von  der  Wohnung*s- 
inspektion  zu  beachtenden  Punkte.  Von  vornherein  war 
man  sich  klar,  daß  die  Wohnungsinspektion  nach  zwei 
Seiten,  der  gesundheitlichen  und  der  sittlichen  Seite  hin, 
die  Wohnungen  zu  beaufsichtigen  habe.  Einen  ausgesprochen 
sanitären  Zweck  vertrat  Strauß  (München-Gladbach)  im 
•dtsch.  V.  f.  öffentl.  Gesundheitspfl.,  indem  er  „Behörden 
forderte,  die  fortdauernd  darüber  wachen,  daß  die  sanitär 
.hergestellte  Wohnung  von  demjenigen,  der  sie  inne  hat, 
gleichviel  ob  Mieter  oder  Eigentümer,  dauernd  sanitär  er- 
halten werde“3).  Als  Gefahren  für  den  gesundheitlichen 
Zustand  der  Wohnungen  hatte  Miquel4)  die  Überfüllung 

l)  Schriften  des  V.  f.  Soz.,  Bd.  XXXIII,  S.  15. 

a)  Deutsche  Vierteljahrsschrift  f.  öffentl.  Gesundheitspfl.,  Bd.  XXII, 
Heft  1,  S.  23. 

3)  Daselbst,  Bd.  XXII,  Heft  1,  S.  56. 

4)  Daselbst,  Bd.  XXII,  Heft  1,  S.  23. 
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der  Wohnung-en  und  die  iibermäßig-e  Verringerung-  des 
Luftraumes  bezeichnet.  Die  Einzelanforderungen  an  die 
gesundheitliche  Beschaffenheit  einerWohnung  wurden  immer 
weiter  spezialisiert,  und  es  ist  gewiß  ein  Zeichen  der  Über- 
einstimmung aller  Wohnung-sreformer  in  diesem  Punkte, 
daß  die  späteren  Wohnungsgesetzg'ebungen  auf  diesem 
Gebiete  die  meiste  Ähnlichkeit  aufweisen. 

Wenig'er  stimmten  die  Ansichten  der  Reformer  über- 
ein in  der  Frage,  wer  die  Wohnung-saufsicht  auszuüben 
habe.  Man  sprach  wohl  allgemein  von  Wohnungsinspektoren, 
doch  wußte  man  selbst  noch  nicht,  was  für  Beamte  man 
dazu  nehmen  solle.  Diese  Frage  ward  zum  ersten  Male  im 
Jahre  1886  im  Verein  für  Sozialpolitik  zu  beantworten  ver- 
sucht, wo  Schönberg  den  Charakter  der  Wohnungsin- 
spektoren dahin  bestimmte,  daß  die  höheren  Inspektions- 
organe keine  kommunalen  sein  dürften1).  Fr  sprach  da- 
mit aus,  daß  die  Gemeinde  die  Wohnungsinspektoren  zu 
bestellen  hätte,  jedoch  unter  Oberaufsicht  von  Staatsbe- 
amten. Wohnungsinspektoren  forderte  auch  Kalle  1890 
im  deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege.  Im 
vorhergehenden  Jahre  hatte  an  derselben  Stelle  Strauß, 
München-Gladbach,  die  Gesundheitspolizeibehörden,  als  zur 
Ausübung  der  Wohnungsinspektion  berufenen  Faktor  er- 
klärt. Jedenfalls  waren  die  Meinungen  über  den  Charakter 
der  Wohnungsinspektoren  noch  sehr  ungeklärt,  wenn  man 
auch  bereits  allgemein  zugab,  daß  Wohnungsinspektoren 
unbedingt  zu  fordern  seien.  Wie  diese  Frag*e  allmählich 
weiter  entwickelt  wurde,  zeig't  sich  1899,  wo  die  Zentral- 
stelle für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  die  Einführung 
der  Wohnungsaufsicht  als  Hauptbedingung  zur  Lösung*  der 
Wohnungsfrage  erachtete.  Beck,  Mannheim,  forderte  auf 
der  Stuttgarter  Konferenz2)  eine  regelmäßige  gesundheits- 
polizeiliche Revision  der  Mietwohnungen  und  Schlafstellen, 
Zusammenwirken  von  Staatsbehörde  und  Gemeindeorganen 

x)  Schriften  d.  V.  f.  Soz.,  Bd,  XXXIII,  S.  48. 

2)  Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen 
Nr.  17,  S.  141—172. 
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und  sprach  sich  für  die  Bestellung*  von  Wohnungsinspek- 
toren  durch  die  Gemeinde  aus.  Der  Staat  habe  diese 
lediglich  anzureg*en  und  zu  überwachen. 

Über  die  Org*anisation  der  örtlichen  Wohnung*saufsicht 
sprachen  sich  zum  erstenMale  Stübben  (Köln)  und  Zweig*ert 
(Essen)1)  auf  der  Leipziger  Versammlung*  des  Deutschen 
Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  im  Jahre  1891 
näher  aus,  indem  sie  Wohnungsämter  zur  Überwachung  des 
Wohnungswesens  forderten.  Sie  begnügten  sich  nicht  damit, 
ein  bloßes  Wort  in  die  Debatte  hineinzuwerfen,  sondern 
sprachen  gleichzeitig  deutlich  aus,  welche  Aufgaben  sie  einem 
solchen  Wohnungsamte  zuweisen  wollten.  Das  Wohnungs- 
amt muß  regelmäßige  Wohnungsschau,  d.  h.  die  örtliche 
Wohnungsinspektion  in  die  Hand  nehmen  und  die  Beseitigung 
der  Vorgefundenen  Mißstände  veranlassen.  Es  kann  Strafen« 
verhäng*en  und  das  Bewohnen  einzelner  Räume  untersagen. 
Ihm  steht  das  Recht  zu,  die  Hausordnungen  und  Miets- 
verträge zu  überwachen. 

Der  Stübben  - Zweigertsche  Standpunkt  über  die 
Organisation  der  Wohnungsaufsicht  ist  der  fortschrittlichste 
aller  Wohnungsreformer  bis  zum  Jahre  1892.  Vom  folgenden 
Jahre  an  tritt  die  gesamte  Frage  der  Wohnungsaufsicht  in  ein 
gänzlich  neuesStadium  der  Behandlung  seitens  derWohnungs- 
reformer  infolge  der  1893,  1895  und  1898  erschienenen 
Wohnungsgesetzgebungen  Hessens,  Düsseldorfs  und  Ham- 
burgs. Bis  1892  beruhten  die  Erörterungen  lediglich  auf 
Theorie.  Jetzt  kam  den  Wohnungsreformern  die  Praxis 
zu  Hilfe,  sie  zeigte  ihnen,  inwieweit  ihre  Voraussetzungen 
mit  den  Tatsachen  übereinstimmten  und  stellte  sie  vor  die 
Aufgabe,  die  aus  den  Tatsachen  sprechenden  Erfahrungen 
in  der  richtigen  Weise  für  die  Weiterentwicklung  ihres 
Reformprogramms  zu  verwerten.  Man  sollte  meinen,  die 
Wohnungsreformer  hätten,  nun  sie  sahen,  wie  die  Wohnungs- 
aufsicht in  der  Praxis  aussah,  bald  zu  einer  einheitlichen 
Stellungnahme  in  der  Frage  der  Wohnungsinspektion  ge- 

’)  Deutsche  Vierteljahrsschr.  f.  öffentl.  Gesundheitspfl.,  Bd.  XXIV, 
Heft  1,  S.  57  ff. 
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langen  müssen,  doch  dies  war  durchaus  nicht  der  Fall,  der 
Kampf  der  Meinungen  dauerte  fort. 

Angesichts  der  drei  staatlichen  Wohnungsgesetz- 
gebungen war  es  natürlich,  daß  der  Gedanke  um  sich  griff, 
die  gesamte  deutsche  Wohnungsfrage  ein  für  allemal  durch 
ein  Reichsgesetz  zu  lösen,  das  eine  allgemeine  gdeichartige 
Inangriffnahme  der  Reform  g*ewährleisten  würde.  Doch 
mußte  man  diesen  Plan  sehr  bald  wieder  fallen  lassen,  da 
sich  seiner  Verwirklichung  ungezählte  Schwierigkeiten,  die 
nicht  zuletzt  in  dem  passiven  Verhalten  der  Reichsregierung 
lagen,  entgegenstellten.  Auf  seiner  Kölner  Versammlung* 
(1898)  gab  der  deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pfleg*e  den  Idealplan  einer  Lösung  der  Wohnungsfrage  durch 
Reichsgesetz  auf  und  begnügte  sich  mit  der  Forderung  von 
Landesgesetzen1).  In  deren  Ermang'elung  glaubte  man  auch 
ortspolizeiliche  Regelung  für  die  einzelnen  Gemeinden  als 
ausreichend  erachten  zu  müssen.  Eine  in  diesem  Sinne 
gefaßte  Resolution  zeigt  aufs  deutlichste,  wie  weit  noch  die 
Meinungen  auseinander  gingen. 

Vertreter  der  verschiedenartigsten  Ansichten  über  die 
Wohnungsaufsicht  fanden  sich  1901  auf  der  Münchner 
Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  zusammen, 
die  das  Kapitel:  „Die  Beaufsichtigung  der  vorhandenen 
Wohnungen*4  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  hatte.  Es  hatten 
Reineke  (Hamburg)  und  Zweigert  (Essen)  über  dieses 
Thema  zwei  Arbeiten  geliefert 2),  die  den  Verhandlungen 
zugrunde  lagen. 

Die  bereits  in  den  80  er  Jahren  behandelten  Fragen 
wurden  weiter  erörtert.  Bei  der  Besprechung  der  von  einer 
Wohnungsinspektion  zu  beachtenden  Momente  verlangte 
Reineke  ausreichenden  Luft-  und  Lichtzutritt  und  Fest- 
setzung eines  nicht  zu  niedrigen  Minimalluftraumes  für  jede 
Person.  Letztere  Forderung  deckt  sich  mit  den  Miquelschen 

0 Deutsche  Vierteljahrsschr.  f.  öffentl.  Gesundheitspfl.,  Bd.  XXXI, 
Heft  1,  S.  219,  220. 

2)  Schriften  d.  V.  f.  Soz.,  Bd.  95. 
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Ausführungen  von  1889,  in  denen  er  vor  Überfüllung*  der 
Wohnungen  warnte. 

In  der  Frage  der  Organisation  der  Wohnung'saufsicht 
verlangte  Reineke,  von  der  Verwendung  von  Polizeiorganen 
zur  Ausübung  derWohnungsinspektion  abzusehen.  Zweigert 
forderte  lediglich  eine  behördliche  Regelung  der  Wohnungs- 
aufsicht, ob  dies  Staats-  oder  Gemeindebehörde  sei,  ob  sie 
kommunale  Wohlfahrtseinrichtung  oder  Aufgabe  rein  polizei- 
licher Tätigkeit  sei,  hielt  er  nicht  für  wesentlich.  Nur  die 
Verwendung  von  Polizeibeamten  bezeichnete  auch  er  als 
einen  Fehler.  Die  richtige  Wahl  der  Organe,  d.  h.  der 
Inspektoren,  nannte  er  die  erste  Vorbedingung  für  den 
Erfolg  der  Inspektionstätigkeit.  Den  Ortspolizeibehörden 
wollte  Brandts  (Düsseldorf)  die  Ausübung  der  Wohnungs- 
aufsicht überlassen  wissen.  Den  Gedanken  reichsgesetzlichen 
Eingreifens,  der  bereits  vom  deutschen  Verein  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  fallen  gelassen  worden  war,  g*ab 
1901  auch  der  Verein  für  Sozialpolitik  auf,  Zweigert  hatte 
dem  Reich  sogar  die  Zuständigkeit  zu  einem  solchen  Erlaß 
abgesprochen.  Dagegen  forderte  Fuchs  (Tübingen),  daß 
das  Reich  die  Einzelgesetzgebung  der  Bundesstaaten  zur 
Regelung  spezieller  Ausübung  der  Wohnungsinspektion 
veranlassen  soll.  Die  Wohnungsreformbestrebungen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  waren  also  1901  auf  dem  Stand- 
punkte ang-elangt,  daß  die  bundesstaatliche  Gesetzgebung 
die  Wohnungsaufsicht  einführen  und  deren  spezielle  Aus- 
übung der  Einzelbehörde  übertrag*en  soll.  Natürlich  hat 
sich  der  Staat  stets  von  der  Gemeindetätigkeit  zu  über- 
zeugen. Brandts  (Düsseldorf)  schlug  vor,  analog*  den  Schul-, 
Medizinal-  und  Gewerberäten  auch  Wohnungsräte  als  in- 
spizierende Staatsbeamte  zu  ernennen. 

Alle  bisherigen  Debatten  über  die  Frage  der  Wohnungs- 
aufsicht hatten  also  nach  den  größeren  Gesichtspunkten  hin 
eine  Übereinstimmung  der  Wohnungsreformer  erzielt.  Man 
hatte  sich  auf  die  Forderung  staatlicher  Wohnungsgesetz- 
gebung geeinigt  und  die  Ausübung  der  Wohnungsaufsicht 
im  letzten  Grunde  der  Gemeinde  zugewiesen,  die  zu  diesem 
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Zwecke  Inspektoren  bestellen  sollte.  Man  war  sich  einig, 
daß  vor  allem  auf  die  sanitären  und  sittlichen  Zustände  die 
Wohnungsuntersuchung  ihr  Augenmerk  richten  müsse;  man 
sollte  meinen,  daß  einer  völligen  Einigung  der  Wohnungs- 
reformer und  ihrer  Ansichten  und  Forderungen  nichts  mehr 
im  Wege  gestanden  hätte.  Daß  sie  erst  viel  später  erzielt 
werden  sollte,  hatte  verschiedene  Gründe. 

Zunächst  war  die  Frage  der  Wohnungsreform  im  all- 
gemeinen und  der  Wohnung*saufsicht  im  besonderen  nur 
ein  Teil  des  Programms  allgemein -humanitärer  Ver- 
einigungen gewesen.  Der  Verein  für  Sozialpolitik  hatte  sie 
behandelt,  um  durch  ihre  Lösung  einen  Schritt  zur  Lösung 
der  großen  sozialen  Frage  zu  tun,  der  Deutsche  Verein  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  hatte  gerade  auf  dem  Gebiete 
des  Wohnungswesens  viel  Segen  bringen  zu  können  geglaubt; 
jedoch  die  Verhandlungen  in  den  beiden  Vereinen  g'ingen 
natürlich  getrennt  von  einander  vor  sich,  und  es  fehlte  der 
große  allg*emeine  Gedankenaustausch;  stets  waren  es  nur 
kleinere  Gruppen,  die  ihre  Ansichten  im  Rahmen  eines 
die  Wohnungsfrage  nicht  speziell  betreffenden  Vereins- 
programm es  vortrug*en  und  verteidigten.  Erst  wenn  alle 
Reformer  sich  zusammenfanden,  um  die  Wohnungsfrage 
unabhängig  von  anderen  Problemen  für  sich  zu  behandeln, 
konnte  an  eine  einheitliche  Lösung  derselben  gedacht  werden. 
Es  ist  daher  von  der  größten  Bedeutung  für  die  Fort- 
entwicklung der  deutschen  Wohnungsreformbestrebungen, 
daß  sich  im  Jahre  1898  in  Frankfurt  a.  M.  eine  Vereinigung 
von  Wohnungsreformern  bildete,  auf  deren  Programm  ledig- 
lich die  Lösung  der  Wohnungsfrage  in  Deutschland  stand. 
Es  war  der  am  25.  Mai  1898  begründete  Verein  „Reichs- 
wohnungsgesetz’4,  dem  es  Vorbehalten  war,  die  Hauptarbeit 
bei  der  Einigung  der  deutschen  Wohnungsreformer  zu  leisten. 
Der  Name  kennzeichnet,  daß  der  Verein  in  einer  Zeit  ent- 
stand, wo  man  glaubte,  durch  eine  Wohnungsgesetzgebung* 
des  Reichstages  die  ganze  deutsche  Wohnungsfrage  mit 
einem  Schlag*e  lösen  zu  können.  In  der  ersten  Zeit  seines 
Bestehens  hat  auch  der  Verein  sein  Ziel  mit  allen  Mitteln 
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der  Verwirklichung*  näher  zu  bring*en  versucht.  Die  in  seinem 
Auftrag*e  veröffentlichte  Arbeit  ,.die  Wohnung*sinspektion 
und  ihre  Ausgestaltung*  durch  das  Reich14  von  Freiherrn  von 
der  Goltz  ist  ein  denkwürdiges  Dokument  der  im  Ausgang 
der  90er  Jahre  beg*eistert  aufgenommenen  und  doch  bald 
als  aussichtslos  aufgegebenen  Hoffnung  auf  ein  reichsgesetz- 
liches Eingreifen  in  der  Wohnungsfrage.  Auch  der  Verein 
„Reichswohnungsgesetz44  hat  eingesehen,  daß  er  seine  Er- 
wartungen zu  hoch  g'estellt  hatte,  und  er  tat  den  klugen 
Schritt,  sich  1903  in  einen  „Deutschen  Verein  für  Wohnungs- 
reform44 umzuwandeln.  Dies  bedeutete  weniger  eine  Um- 
änderung als  eine  Erweiterung  des  Programms '),  die  insofern 
jedoch  äußerst  wichtig  war,  als  für  das  Jahr  1904  der  Verein 
den  großzügigen  Plan  eines  großen  deutschen  Wohnungs- 
kongresses entworfen  hatte;  es  sollten,  zum  ersten  Male, 
alle  Wohnungsreformer  zu  einer  g*roßen.  beratenden  Zu- 
sammenkunft entboten  werden.  Es  war  wesentlich,  daß  der 
Hauptag*itator  für  das  Zustandekommen  des  Kong*resses  ein 
Verein  für  Wohnungsreform  im  allg*emeinen  war  und  daß 
er  nicht  schon  durch  seinen  Namen  von  vornherein  in  das 
Kongreßprogramm  ein  unbestrittenes  Moment  der  Partei- 
lichkeit hinein  trug*.  Sicher  ist  die  Namens-  und  Progamm- 
änderung* des  Vereins  Reichswohnungsgesetz  eine  der  Vor- 
bedingungen für  den  überaus  zahlreichen  Besuch  des 
Kongresses  gewesen.  Dieser  I.  allgemeine  Deutsche 
Wohnungskongreß  fand  in  Frankfurt  a.  M.  vom  16.  bis 
19.  Oktober  1904  statt.  (964  Namen  wies  die  Mitgliederliste 
auf,  832  Mitglieder  nahmen  an  den  Verhandlungen  teil).  Der 

l)  „Wir  haben  es  bisher  im  wesentlichen  als  unsere  Aufgabe  be- 
trachtet, für  die  Tätigkeit  des  Reiches  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungs- 
reform einzutreten  . . . Aber  sollen  wir  uns  hiermit  beschränken?  Eine 
auf  dieses  Ziel  gerichtete  agitatorische  Tätigkeit  allein  würde  auf  die 
Dauer  doch  eine  etwas  gar  zu  magere  Aufgabe  sein.  Auf  der  andern 
Seite  haben  wir  nie  geleugnet,  sondern  im  Gegenteil  eigentlich  von  Jahr 
zu  Jahr  mehr  betont,  daß  außer  dem  Reiche  auch  die  Einzelstaaten,  die 
Gemeinden,  die  Selbsthilfe,  die  Gemeinnützigkeit  und  andere  Stellen  eine 
wichtige  Rolle  in  der  Wohnungsreform  zu  spielen  haben.“  Bericht  des 
Vereins  vom  Jahre  1903,  S.  12,  Göttingen  1904. 
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Kongreß  war  ein  denkwürdiger  Moment  in  der  Geschichte 
der  deutschen  Wohnungsreform,  sollte  hier  doch  der  Grund- 
stein zur  späteren  Einigung  geleg*t  werden.  Zunächst  schien 
es  jedoch  nicht  so,  als  sei  in  die  verschiedenen  Ansichten 
Einig*keit  zu  bring*en,  denn  es  entwickelten  sich  zwischen 
den  Vertretern  der  verschiedenen  Meinungsgruppen  Debatten, 
deren  überraschende  rednerische  Schärfe  keinen  versöhnlichen 
Grundton  durchblicken  ließ.  Einen  besonders  verlockenden 
Angriffspunkt  bildete  der  auf  der  Tagesordnung-  stehende 
kurz  vorher  erschienene  preußische  Wohnung-sg-esetzentwurf. 
Die  auf  diesen  in  großer  Anzahl  gerichteten  Angriffe  bildeten 
vor  allem  eine  Bestätigung  der  schon  1901  im  Verein  für 
Sozialpolitik  von  Reineke  undZweigert  vertretenen  Forderung, 
keine  Polizeiorgane  mit  der  Ausübung  der  Wohnungsaufsicht 
zu  betrauen.  Selbst  der  Berichterstatter  über  den  preußischen 
Entwurf  Jäger,  der  im  großen  und  ganzen  mit  diesem  zu- 
frieden war,  mußte  zugeben,  daß  er  zu  sehr  ein  Polizeigesetz 
bedeute1),  ln  diesem  Punkte  ward  der  Kongreß  einig:  die 
allseitig  scharfe  Verurteilung*  der  im  preußischen  Entwurf 
vorgesehenen  Heranziehung  von  Organen  der  Polizei  zeigte, 
daß  man  sich  immer  mehr  dem  Gedanken  näherte,  die 
Wohnungsaufsicht  zu  einem  besonderen  Amte  werden  zu 
lassen,  d.  h.  Wohnungsinspektoren  zu  schaffen,  die  Fach- 
leute im  Wohnungswesen  sind. 

Ferner  ward  über  die  Ausdehnung  der  Wohnungs- 
aufsicht eine  Einigung  angebahnt.  Als  großen  Fehler 
kennzeichnete  man  die  im  preußischen  Entwurf  vorgenommene 
Einschränkung  der  Wohnungsaufsicht  auf  Orte  über  10000 
Einwohner  und  tat  dadurch  die  Überzeugung  kund,  daß 
in  allen  Gemeinden  eine  Wohnungsaufsicht  not  tue.  Behrens 
(Berlin)  und  vor  allem  Kampfmeyer  (Berlin)  waren  die 
Hauptvertreter  dieser  Ansicht. 

Als  der  zur  Ausübung*  der  Wohnungsaufsicht  berufene 
Faktor  ward  mehr  und  mehr  die  Gemeinde  anerkannt. 

9 Kongreßbericht  S.  237.  Auch  Len tze  (Barmen)  hielt  es  für  aus- 
sichtslos die  ganze  Wohnungsaufsicht  der  Polizei  zu  überlassen,  Kongreß- 
bericht S.  268. 
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Besonders  Berthold  (Blumenthal)  vertrat  die  Ansicht,  daß 
die  Wohnung-saufsicht  in  die  Hände  der  Gemeinden  gelegt 
werden  müsse.  Natürlich  behielt  man  die  Forderung*  staat- 
licher Gesetzg*ebung  und  Überwachung*  der  Einzeltätig*keit 
der  Gemeinde  durch  den  Staat  bei.  Insofern  ward  auch 
der  preußische  Wohnung*sg*esetzentwurf  mit  Freuden  begrüßt. 

Der  Kongreß  faßte  keine  Resolution,  ein  Zeichen,  daß 
die  Meinung*en  noch  in  vielen  Punkten  auseinander  g*ing*en. 
Es  lag*  dies  vor  allem  daran,  daß  es  das  erste  Zusammen- 
treffen aller  Reformer  war  und  die  Meinung*en  sich  zum 
ersten  Male  direkt  g*eg*enüberstanden,  dann  aber  auch 
daran,  daß  der  auf  der  Tagesordnung*  stehende  preußische 
Gesetzentwurf  genügend  Stoff  zu  Meinung*sstreitig*keiten 
bot.  Das  eine  große  Ziel  hatte  der  I.  allg*emeine  Wohnungs- 
kongreß  erreicht:  er  hatte  die  Ansichten  zu  Worte  kommen 
lassen,  und  es  war  nun  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  und 
des  guten  Willens  unter  den  Reformern,  unter  Ausgleichung 
der  bisherigen  Verschiedenheiten  zur  Einigkeit  zu  gelangen 
und  dadurch  in  der  theoretischen  Behandlung  der  Wohnungs- 
reformfrage einen  Abschluß  zu  erzielen. 

Dies  sollte  sehr  bald  geschehen,  bereits  am  17.  März 
1906  tagte,  wiederum  auf  Veranlassung  des  deutschen 
Vereins  für  Wohnungsreform,  in  Frankfurt  a.  M.  die  erste 
deutsche  Wohnungskonferenz.  Hier  ward  zum  ersten  Male 
eine  umfassende  Einigung  erzielt,  ln  den  von  der  Konferenz 
angenommenen  „Grundlinien  der  Wohnungsreform“1)  wurden 
die  nunmehr  gemeinsamen  Forderungen  festgelegt.  Über 
die  für  die  Ausübung  der  Wohnungsaufsicht  zuständigen 
Faktoren  einigte  man  sich  folgendermaßen: 

„Die  Wohnungsfürsorge  (also  auch  Wohnungsaufsicht) 
als  ein  Zweig  der  Volkswohlfahrtspflege  erfordert  das  Zu- 
sammenwirken von  Reich,  Einzelstaaten,  Gemeinden  und 
Kommunalverbänden,  sowie  der  genossenschaftlichen,  ge- 
meinnützigen und  privaten  Tätigkeit.“ 

9 Bericht  des  Deutschen  Vereins  für  Wohnungsreform  im  Jahre  1906, 
S.  24  ff. 
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„Für  die  weitere  Entwicklung*  der  Wohnung*sfrag*e  ist 
es  von  entscheidender  Bedeutung*,  vor  allem  dem  Gedanken 
zur  Anerkennung*  zu  verhelfen,  daß  die  Wohnung*sfürsorg*e, 
unter  weitreichender  Mitwirkung*  und  Beteiligung*  von 
Reich  und  Staat,  in  erster  Linie  Gemeindesache  ist.“ 

Vom  Staate  fordert  man  Wohnung*sg*esetze,  die  eine 
Wohnung*sbeaufsichtig*ung*  vorschreiben  sollten.  DieWoh- 
nung*sg*esetzg*ebung*  hat  Mindestanforderungen  an  die  zu 
beaufsichtigenden  Räume  zu  stellen.  Die  Wohnungsin- 
spektion hat  sich  auf  alle  Gemeinden  zu  erstrecken, . in 
denen  wiederum  ausnahmslos  die  Kleinwohnungen  und  teil- 
weise auch  die  größeren  Wohnungen  beaufsichtigt  werden 
können.  Die  Durchführung  der  Wohnungsaufsicht  nimmt 
die  Gemeinde  in  die  Hand,  im  Bedürfnisfalle  tun  es  Ge- 
meindeverbände. 

Auch  über  die  ausübenden  Organe  der  Wohnungs- 
aufsicht einigte  sich  die  Konferenz  aufs  Deutlichste.  Größere 
Gemeinden  haben  Wohnung'sinspektoren  zu  bestellen,  d.  h. 
besondere  Beamte,  die  lediglich  auf  dem  Gebiete  der 
Wohnungspflege  tätig  sind.  In  kleineren  Gemeinden 
können  Wohnungsinspektoren  im  Nebenamte  tätig  sein. 
Überall  ist  auf  Mitwirkung  von  Gesundheits-  oder  Woh- 
nungskommissionen hinzuarbeiten,  in  den  Großstädten 
muß  sich  die  Wohnungskommission  zum  Wohnungsamte 
ausgestalten. 

f Zur  richtigen  Durchführung  der  Wohnungsinspektion 
ist  Staatsaufsicht  unbedingt  notwendig. 

Diese  1906  angenommenen  Grundlinien,  die  fast  in 
jedem  Punkte  entschieden  Stellung  nahmen,  waren  die 
erste  und  bisher  einzige  gemeinsame  Ansichtsäußerung 
der  deutschen  Wohnungsreformer.  Mit  ihnen  hatte  die 
theoretische  Behandlung  der  Frage  der  Wohnungsaufsicht 
einen  vorläufigen  Abschluß  erzielt,  es  mußte  sich  nun  zeigen, 
wie  die  gesetzgeberische  Praxis  des  Staates  und  nach  ihr 
die  Initiative  der  Einzelgemeinden  sich  von  den  Vorschlägen 
der  Theoretiker  beeinflussen  .ließ. 
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2.  Die  rechtlichen  Grundlagen  der  Wohnungsaufsicht  in 
den  deutschen  Bundesstaaten1). 

Die  Möglichkeit,  gegen  g*esundheits-  und  lebensgefähr- 
liche Zustände  in  Wohnung'en  auf  Grund  von  Gesetzes- 
parag*raphen  einzuschreiten,  bestand  in  den  meisten  deutschen 
Bundesstaaten  schon  lange,  bevor  eigentliche  Wohnungs- 
aufsicht gesetzlich  geregelt  ward.  Natürlich  war  es  nur 
dann  möglich,  mit  polizeilicher  Gewalt  gegen  Mißstände 
einzuschreiten,  wenn  eine  offensichtliche  Gefahr  für  Leben 
und  Gesundheit  der  Bewohner  zutage  trat.  Bereits  von 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  an  finden  sich  vereinzelte 
Vorläufer  einer  Wohnungsgesetzgebung,  mit  der  gesetz- 
lichen Einführung*  einer  wirklichen,  regelrechten  Wohnungs- 
aufsicht beg'ann  jedoch  erst  im  Jahre  1893  das  Groß- 
herzogtum Hessen. 

y* 

Hier  erschien  am  1.  Juli  1893  das  „Gesetz,  die  polizeiliche 
Beaufsichtigung*  von  Mietwohnungen  und  Schlafstellen  be- 
treffen d u 2),  das  für  alle  Städte  über  5000  Einwohner  eine 
dauernde  Wohnungsaufsicht  vorschrieb.  Bereits  vor  dieser 
Zeit  hatten  Artikel  80  der  Kreisordnung  und  Artikel  56 
der  Städteordnung  ein  polizeiliches  Einschreiten  g*egen 
Wohnungsmißstände  ermöglicht,  wenn  der  öffentlichen  Ge- 
sundheit dadurch  Gefahren  zu  erwachsen  drohten.  Noch 
jetzt  kann  dieser  Fall  in  Betracht  kommen  bei  Mißständen 
in  den  Wohnungen  der  Hauseigentümer,  welche  das  Gesetz 
von  der  regelmäßigen  Besichtigung  ausschließt. 

Zum  zweiten  Male  erließ  Hessen  am  7.  August  1902  ein 
Wohnungsgesetz,  welches  entgegen  dem  vom  Jahre  1893  die 

J)  In  diesem  Teile  wird  die  Entwicklungsgeschichte  der  Wohnungs- 
gesetzgebung und  die  Tatsache  des  eigentlichen  Gesetzerlasses  behandelt. 
Auf  Einzelheiten  der  verschiedenen  Gesetze  wird  erst  in  den  folgenden 
Teilen  eingegangen 

2)  Von  der  Goltz,  S.  5 ff. ; v.  Fürth,  S.  39 ff.,  Über  die  Entstehung 
des  hessischen  Gesetzes  von  1893  gibt  sehr  gute  Auskunft  der  Bericht 
des  Mainzer  Oberbürgermeisters  Dr.  Gassner  auf  der  Kölner  Versammlung 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  1898.  Deutsche 
Vierteljahrsschr.  f.  öffentl.  Gesundheitspfl.,  Bd.  XXXI,  Heft  1,  S.  230 ff. 


Wohnungsaufsicht  auf  alle  Gemeinden  ausdehnte1).  Durch 
Artikel  12  desselben  wurde  die  hessische  Landeswohnungs- 
inspektion  begründet2). 

Wenn  auch  nicht  zeitlich,  so  doch  in  bezug*  auf  die 
Gründlichkeit,  mit  der  es  die  Behandlung*  der  Wohnungs- 
frag'e  g*esetzlich  in  Angriff  nahm,  muß  an  zweiter  Stelle 
das  Königreich  Bayern  erwähnt  werden. 

Hier  sprach  zuerst  eine  im  Jahre  1900  im  Artikel  73,  Abs.2 
und  3 des  Polizeistrafg*esetzbuches  vom  26.  Dezember  1871 
vorg-enommene  Änderung*  von  ober-  und  ortspolizeilichen 
Wohnungsvorschriften3).  Es  heißt  dort:  „Gleicher  Strafe 
unterliegt,  wer  den  Verordnungen  ober-  und  ortspolizeilicher 
Vorschriften  zuwiderhandelt,  welche  aus  Rücksichten  auf 
die  Gesundheit  oder  Sittlichkeit  über  das  Beziehen  neuher- 
gestellter  Wohnungen  oder  Wohnungsräume  und  über  die 
polizeiliche  Beaufsichtigung  des  Wohnungswesens  erlassen 
sind.“  Demnach  bestand  seit  1900  das  Recht  einer  polizei- 
lichen Wohnung*saufsicht.  Da  aber  jede  nähere  Bestimmung 
fehlte,  wollte  dies  nicht  viel  sagen. 

Eine  für  alle  Gemeinden  obligatorische  Wohnungsauf- 
sicht wurde  erst  durch  die  „Königliche  Verordnung  be- 
treffend die  Wohnungsaufsicht“  vom  10.  Februar  1901  und 
den  „Erlaß  des  Königlichen  Staatsministeriums  des  Innern 
betreffend  die  Handhabung  der  Wohnungsaufsicht“  vom 
12.  April  1901  eingeführt.  Eine  bedeutende  Förderung 
erfuhr  die  gesamte  bayerische  Wohnungsaufsicht  durch  die 
am  21.  August  1906  erfolgte  Anstellung*  eines  Zentral- 
wohnungsinspektors4). Sicher  hat  für  diesen  Schritt  das 
hessische  Beispiel  anregend  gewirkt.  Das  zweite  Gesetz, 
vom  12.  April  1901,  ist  nur  eine  erläuternde  Ausführung 


0 Gesetz,  die  Wohnungsfürsorge  für  Minderbemittelte  betreffend, 
W.  W.  H.,  S.  46  ff. 

2)  W.  W.  H.,  S.  68. 

3)  Schriften  d.  V.  f.  Soz.,  Bd.  XCV,  S.  9. 

4)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Bayern  Nr.  54, 
S.  585. 
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des  ersten;  es  betont  die  Notwendigkeit  der  Wohnung*s- 
aufsicht  besonders  auch  auf  dem  Lande. 

Auch  im  Königreich  Württemberg1 2)  stand  schon. seit 
dem  Jahre  1871  der  Polizei  ein  Aufsichtsrecht  über  das 
Wohnungswesen  zu.  Hier  begründet  sich  die  Befugnis, 
gegen  ungesunde  Wohnungen  vorzug*ehen,  auf  Artikel  32 
des  Polizeistrafgesetzbuches  vom  27.  Dezember  1871.  Die 
spätere  Wohnungsgesetzgebung  bereitete  noch  deutlicher 
vor  der  obigem  Gesetz  am  4.  Juli  1898  zugefügte  Artikel  29a, 
der  bei  Mißständen,  welche  die  Gesundheit  oder  die  Sitt- 
lichkeit gefährden,  die  Polizei  ermächtigt,  dagegen  einzu- 
schreiten. 

Eine  eigentliche  Wohnungsaufsicht  führte  die  württem- 
bergische  Regierung*  erst  am  21.  Mai  1901  a)  durch  eine  Ver- 
fügung des  Ministeriums  des  Innern  ein,  wonach  alle  Ober- 
amtstädte und  die  Gemeinden  mit  mehr  als  3000  Einwohnern 
ortspolizeiliche  Wohnungsaufsicht  einzurichten  hatten.  Am 
18.  Mai  1907  3)  wurde  eine  neue  Verfügung  erlassen,  welche 
die  Wohnungsaufsicht  für  alle  Gemeinden  obligatorisch 
machte.  Mit  der  Anfang  1910  erfolgten  Anstellung*  eines 
Landeswohnungsinspektors4)  hat  es  den  letzten  Schritt 
g'etan,  um  sich,  wenigstens  was  die  Organisation  der 
Wohnungsaufsicht  anbelangt,  Hessen  und  Bayern  zur  Seite 
stellen  zu  können. 

Im  Großherzogtum  Baden  gestatteten  die  §§  87a,  116 
und  136  des  badischen  Polizeistrafgesetzbuchsund  §§  11  ff. 
der  Ministerialverordnung  vom  27.  Juni  1874  eine  polizeiliche 
Besichtigung  ungesunder  Wohnungen5).  Sie  gewährten 

9 Reineke,  „ Die  Beaufsichtigung  der  vorhandenenWohnungen“,S.  8. 

2)  Regierungsblatt  für  das  Königreich  Württemberg,  Nr.  13,  S.  130ff. 

3)  Regierungsblatt  f.  d.  Königreich  Württemberg,  Nr.  17,  S.  207 — 208. 

4)  Schreiben  des  Kgl.  württembergischen  Ministeriums  des  Innern : 

. . . . „Anzufügen  ist  noch,  daß  die  Stelle  eines  Landeswohnungsinspektors 
für  die  Beratung  des  Ministeriums  des  Innern,  der  Oberämter  und  der 
Gemeinden  sowie  der  gemeinnützigen  Baugenossenschaften  in  den  Fragen 
der  Wohnungsaufsicht  und  der  Wohnungsfürsorge  geschaffen  wurde.“ 

5)  Von  der  Goltz,  S.  14  und  15. 
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allerdings  der  Polizeibehörde  nicht  dieMöglichkeit,  die  Haus- 
besitzer oder  deren  Stellvertreter  dauernd  für  eine  den 
Anforderungen  der  Hygiene  und  den  Angeboten  der  Sittlich- 
keit entsprechende  Benutzung  der  Wohnungen  verantwortli  :h 
zu  machen.  In  verwaltungsrechtlicher  Beziehung  wurde  für 
eine  Wohnungsinspektion  eine  verbesserte  Grundlage  ge- 
schaffen durch  die  „Gesundheits-  und  Reinlichkeitsordnung“ 
vom  10.  November  1896 A),  laut  deren  § 12  es  dem  Bezirksrat 
freistand,  im  Einvernehmen  mit  dem  Gemeinderat  zeitweilige 
Untersuchungen  der  Wohngebäude  vorzunehmen,  um  bau- 
ordnungswidrig'e,  gesundheitsschädliche  oder  die  Sittlichkeit 
gefährdende  Zustände  zu  beseitigen.  In  mehr  als  einem 
Viertel  sämtlicher  Amtsbezirke,  besonders  natürlich  in  den 
Städten,  haben  solche  Untersuchungen  auch  tatsächlich 
stattgefunden,  Mannheim  besitzt  bereits  seit  dem  Jahre  1902 
eine  dauernde  Wohnungsuntersuchung1 2). 

Eine  wirkliche  obligatorische  Wohnungsaufsicht  brachte 
für  Baden  die  „Verordnung,  die  Handhabung  der  Baupolizei 
und  das  Wohnungswesen  betreffend“  vom  1.  September  1907, 
deren  §§  146 — 175  für  die  Wohnungsaufsicht  in  Betracht 
kommen3).  Wohnungen  in  Neubauten  werden  nicht  eher 
zur  Benutzung  freigegeben,  bis  sie  genügend  ausgetrocknet 
sind.  Durch  örtliche  Wohnungsordnungen  und  Polizei- 
verfüg'ungen  können  über  die  Benutzung*  von  Wohnungen 
nähere  Bestimmungen  getroffen  werden.  Allen  Gemeinden 
von  mehr  als  10  000  Einwohnern  werden  fortlaufende 
Wohnungsuntersuchungen  vorgeschrieben.  In  kleineren  Ge- 
meinden kann  der  Bezirksrat  zeitweilige  Untersuchungen 
anordnen. 

In  Hamburg  führten  das  Baupolizeigesetz  vom  23.Juni  1882 
und  die  Novelle  zu  diesem  vom  28.  April  1893  eine  Anzeige- 
pflicht ein  bei  Einrichtung  oder  Veränderung  einer  Wohnung* 

1)  Von  der  Goltz,  S.  14  bis  16;  im  Auszug  gedruckt  in  der  Denk- 
schrift des  Reichsamts  des  Innern,  S.  310. 

2)  Von  Fürth,  S.  31. 

3)  Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  für  das  Großherzogtum  Baden, 
Nr.  XXIX,  S.  445 ff. 
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oder  bei  Vermehrung-  der  Zahl  der  Wohnung-en  eines  Hauses. 
Die  Baupolizei  konnte  dann  in  zweifelhaften  Fällen  eine 
Besieh tig'ung-  vornehmen.  Die  g-erade  in  Hamburg-  äußerst 
mißlichen  Wohnung*verhältnisse  traten  besonders  zutag-e, 
als  im  Jahre  1892  die  Cholera  wütete1).  Eine  bereits  im 
Mai  1893  vom  Senat  vorbereitete  Gesetzesvorlag-e  erfuhr 
allerdings  viel  Mißg-eschick2).  Erst  der  dritte  Versuch  g*elang-, 
am  8.  Juni  1898  schuf  der  Hamburg-er  Senat  in  seinem 
Wohnung-spfleg*eg-esetz3)  eine  reg-elmäßig-e  Wohnungs- 
inspektion.  In  bezug-  auf  verschiedene  Punkte  des  Gesetzes 
entstanden  sehr  bald  Revisionsbestrebung-en,  die  am  8.  Febr. 
1907  mit  dem  Erscheinen  des  „revidierten  Gesetzes  betreffend 
die  Wohnung-spfieg'e“ 4)  ihren  Abschluß  fanden. 

Die  Stellung-nahme  der  Hamburg-er  Gesetzgebung-  zur 
Frag-e  der  Wohnung-sinspektion  ist  ohne  Zweifel  für  Lübeck 
vorbildlich  gewesen.  Hier  lagen,  besonders  in  verwaltungs- 
rechtlicher Beziehung  die  Verhältnisse  fast  ebenso  wie  in 
Hamburg.  Durch  ein  Gesetz  vom  7.  Juli  1902 5)  richtete  auch 
Lübeck  eine  Behörde  für  Wohnungspflege  ein.  Nach  mehr- 
jährig-er  Praxis  ließ  es  diesem  Gesetze  am  3.  November  1908 
ein  zweites  folgen6),  das  unter  Einteilung  des  Staatsgebietes 
in  Kreise  und  Bezirke  für  jeden  von  diesen  einen  Wohnungs- 
pfleger bestellte  mit  ähnlichen  Pflichten  und  Rechten  wie  in 
Hamburg. 

0 Über  die  Entwicklung  der  Hamburger  Wohnungspflege  vgl. 
von  der  Goltz,  S.  8ff.,  von  Fürth,  S.  37 — 39. 

2)  Über  die  verschiedenartigen  Schwierigkeiten,  die  derVerwirklichung 
der  Hamburger  Wohnungsgesetzgebung  im  Wege  standen,  insbesondere 
den  heftigen  Widerstand  der  Grundeigentümer,  die  in  fast  allen  Einzel- 
bestimmungen des  Gesetzentwurfes  ihnen  auferlegte  Opfer  erblickten, 
gewähren  die  Ausführungen  Reinekes  (Hamburg)  auf  der  Kölner  Ver- 
sammlung des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  1898 
ein  gutes  Bild.  Deutsche  Vierteljahrsschrift  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege, Bd.  XXXI,  Heft  1,  S.  220ff. 

3)  Denkschrift  des  Reichsamts  des  Innern,  S.  4 97 ff. 

4)  Revidiertes  Gesetz  betr.  die  Wohnungspflege  vom  8.  Febr.  1907, 
Hamburg  1907. 

5)  Denkschrift  des  Reichsamtes  des  Innern,  S.  4 55  ff. 

6)  Sammlung  der  Lübeckischen  Gesetze  und  Verordnungen,  Nr.  82. 
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Von  den  übrigen  Bundesstaaten  haben  nur  noch  das 
Herzogtum  Sachsen -Coburg- Gotha  und  das  Fürstentum 
Schwarzburg-Rudolstadt  eine  regelmäßige  Wohnung*saufsicht 
gesetzlich  eingeführt.  In  Sachsen -Coburg- Gotha  sind  die 
Vorläufer  des  1907  erlassenen  Gesetzes  über  Wohnungs- 
aufsicht eine  Polizeiverordnung*  für  die  Stadt  Gotha  zur 
Regelung  des  Schlafstellenwesens  und  der  § 49  des 
Baugesetzes  vom  15.  Juni  1884  bezw.  20.  Januar  1899 
anzusehen.  Letzterer  ermöglichte  die  Besichtigung  von 
Bauten,  deren  Baufälligkeit  und  Ordnungswidrigkeit  die 
öffentliche  Sicherheit  oder  Leben  und  Gesundheit  der 
Bewohner  bedrohte.  Das  Gesetz  vom  3.  April  1907  *) 
gewährte  den  Polizeibehörden  die  Befugnis,  Wohnungs- 
ordn ung*en  zu  erlassen. 

In  Schwarzburg  - Rudolstadt  wird  eine  Wohnungs- 
kontrolle auf  polizeilichem  Wege  ausgeübt1 2 3).  An  der  Hand 
des  Beispieles  der  später  zu  besprechenden  Düsseldorfer 
Regierungspolizeiverordnung  von  .1895  werden  auf  dem 
Wege  polizeilicher  Anordnung  vorhandene  Übelstände  zu 
beseitigen  gesucht8). 

Die  Zahl  der  Bundesstaaten,  in  denen  eine  gesetzlich 
vorgeschriebene  Wohnungsaufsicht  im  g'anzen  Staatsg*ebiete 
durchgeführt  wird,  ist  erschöpft.  Doch  bieten  die  Gesetz- 
gebungen der  anderen  Staaten  mit  wenigen  Ausnahmen 
eine  ziemliche  Anzahl  gesetzlicher  Handhaben,  welche 
wenigstens  die  Möglichkeit  einer  Wohnungsinspektion  ge- 
währen. An  erster  Stelle  muß  hier  das  Königreich  Preußen 
erwähnt  werden. 

In  Preußen4)  gibt  § 137  des  Gesetzes  über  die  all- 
gemeine Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883 5)  den  Ober- 


1)  Gesetzessammlung  für  das  Herzogtum  Gotha,  Nr.  19. 

2)  Denkschrift  des  Reichsamts  des  Innern,  S.  200. 

3)  Schreiben  des  Fürstlich  schwarzburgischen  Ministeriums  vom 
26.  I.  1910. 

4)  Von  der  Goltz,  S.  16 ff. 

5)  Gesetzsammlung  für  die  Kgl.  preußischen  Staaten,  1883,  S.  230,  231. 
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Präsidenten  die  Befugnis,  gemäß  §§  6,  12  und  15  des 
Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung  vom  11.  März  1850 
bezw.  der  §§  6,  12  und  13  des  lauenburgischen  Gesetzes 
vom  7.  Januar  1870  für  mehrere  Kreise,  sofern  dieselben 
verschiedenen  Regierungsbezirken  angehören,  für  mehr  als 
einen  Regierungsbezirk  oder  für  den  Umfang  der  ganzen 
Provinz  gültige  Polizeivorschriften  zu  erlassen.  Die  gdeiche 
Befugnis  steht  dem  Regierungspräsidenten  für  mehrere 
Kreise  oder  für  den  Umfang  des  ganzen  Regierungs- 
bezirkes zu. 

Verschiedene  Regierungsbezirke  haben  diese  Befug'nis 
zum  Erlaß  polizeilicher  Vorschriften  über  die  Beschaffen- 
heit und  Benutzung  der  Wohnungen  verwendet  und  durch 
gleichzeitige  Anordnung  regelmäßiger  Überwachung  die 
Grundlage  für  eine  Wohnungsinspektion  geschaffen1).  Eine 
der  ersten  und  besten  dieser  Regierungspolizeiverordnungen 
ist  die  am  25.  Mai  1898  über  die  Beschaffenheit  und 
Benutzung  der  Wohnungen  für  den  Regierungsbezirk 
Düsseldorf  erlassene2).  Sie  ist  vielfach  für  das  Vorgehen 
anderer  gesetzgebender  Faktoren  vorbildlich  geworden. 
Die  Anweisung  zur  Ausführung  dieser  Polizeiverordnung 
behandelt  Zweck,  Bedeutung,  Handhabung  und  Überwachung 
derselben.  Sie  bestimmt,  daß  alle  in  Betracht  kommenden 
Wohnungen  fortlaufend  kontrolliert  werden. 

Fast  wörtlich  mit  der  Düsseldorfer  übereinstimmend 
sind  die  Wohnungspolizeiverordnungen  für  die  Regierungs- 

x)  Von  Fürth,  S.  35;  nennt  folgende  9 Namen  von  Regierungs- 
bezirken: Marbach,  Liegnitz,  Oppeln,  Frankfurt  a.  O.,  Arnsberg,  Lüne- 
burg, Düsseldorf,  Köln,  Münster.  Ein  Regierungsbezirk  Marbach  existiert 
in  Preußen  nicht,  im  Regierungsbezirk  Frankfurt  a.  O.  besteht  nur  eine 
Polizeivercrdnung  zur  Regelung  des  Schlafstellenwesens  für  die  Stadt 
Frankfurt  vom  13.  Juli  1889.  Schreiben  der  Stadt  Frankfnrt  a.  O. 

2)  Von  der  Goltz,  S.  17 ff;  die  Verordnung  im  Wortlaut  ebenda 
S.  86 ff.  — Vgl.  Bericht  des  Beigeordneten  Marx  (Düsseldorf)  auf  der 
Kölner  Versammlung  des  deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege, der  die  Entstehung  der  Düsseldorfer  Regierungspolizeiverordnung 
und  ihre  Einzelbestimmungen  behandelt.  Deutsche  Vierteljahrsschrift 
für  öffentliche  Gesundheitspflege,  Bd.  XXXI,  Heft  1,  S.  246  ff. 
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bezirke  Köln1)  und  Arnsberg-2).  Die  Wohnung*spolizei- 
verordnung-  des  Regierungsbezirks  Lüneburg*3 4)  weicht  in 
einigen  Einzelheiten  von  der  Düsseldorfer  ab,  auch  bezieht 
sie  sich  nur  auf  einige  besonders  aufgezählte  größere 
Gemeinden  des  Bezirks1).  Die  Inangriffnahme  einer 
energischen  Wohnungsaufsicht  gestattet  auch  die  Regierungs- 
polizeiverordnung von  Münster5).  Liegnitz6),  Oppeln7)  und 
Erfurt8)  begnügen  sich  mit  einer  regierungspolizeilichen 
Regelung  des  Kostgäng-er-  und  Schlafstellenwesens.  Seit 
dem  29.  Oktober  1903  besitzt  auch  der  Regierungsbezirk 
Koblenz  eine  Polizeiverordnung  über  die  Beschaffenheit 
und  Benutzung  von  Wohnungen9).  Eine  rechtliche  Grund- 
lage zur  Beaufsichtigung-  des  Wohnungswesens  gestatten, 
wenn  auch  nur  in  beschränktem  Umfange,  auch  die  in 
vielen  preußischen  Städten  bestehenden  Polizeiverordnungen 
über  das  Schlafstellenwesen,  welche  die  E'orderungen 
bestimmen,  die  an  die  Beschaffenheit  und  Benutzung*  solcher 
Räume  zu  stellen  sind,  die  gewerbsmäßig  an  Kost-  und 

x)  Polizeiverordnung  über  die  Beschaffenheit  und  Benutzung-  von 
Wohnungen  vom  7.  September  1899.  Vgl.  v.  Kalckstein,  Die  im 
deutschen  Reiche  erlassenen  Vorschriften  über  Benutzung  und  Beschaffen- 
heit von  Wohnungen,  S.  2. 

2)  Polizeiverordnung  über  die  Beschaffenheit  und  Benutzung  von 
Wohnungen,  die  in  Häusern  gelegen  sind,  welche  2 oder  mehr  Familien 
bewohnen,  vom  16.  März  1897;  v.  Kalckstein,  Die  im  deutschen  Reiche 
erlassenen  Vorschriften  . . .,  S.  2. 

3)  Polizeiverordnung  vom  14.  November  1898,  betreffend  die 
Beschaffenheit  der  Mietwohnungen  und  das  Schlafstellenwesen.  Schreiben 
der  Stadt  Lüneburg. 

4)  Die  Verordnung  gilt  für  die  Bezirke  der  Städte:  . Lüneburg, 
Harburg,  Celle,  Lehrte,  sowie  der  Gemeinden  Wilhelmsburg  und  Anderten. 

5)  Polizeiverordnung  über  die  Beschaffenheit  und  die  Benutzung 
von  Wohnungen  und  Wohnräumen  vom  12.  Februar  1901;  v.  Kalckstein, 
Die  im  deutschen  Reiche  erlassenen  Vorschriften,  S.  2. 

6)  Polizei  Verordnung,  betreffend  das  gewerbliche  Vermieten  von 
Schlafstellen  für  den  Regierungsbezirk  Liegnitz  vom  15.  Dezember  1896; 
v.  Kalckstein,  Die  im  deutschen  Reiche  erlassenen  Vorschriften,  S.  2. 

7)  Verordnung  vom  18.  Dezember  1891;  v.  Kalckstein,  S.  2. 

8)  Verordnung  vom  26.  Juli  1888;  v.  Kalckstein,  S.  2. 

9)  Von  Kalckstein,  S.  2. 
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Quartiergänger  vermietet  werden.  Sie  geben  der  Polizei 
das  Recht,  jederzeit  sich  durch  Besichtigung*  von  der 
Befolgung  der  Vorschriften  zu  überzeug*en.  Solche  Schlaf- 
stellenordnungen haben  erlassen1):  Köln  und  Mühlheim 

а.  Rh.  am  19.  Mai  1881*,  Wiesbaden  am  30.  Juli  1881, 
Potsdam  am  12. Dezember  1881,  Brandenburg  am  10. Mai  1882, 
Magdeburg  am  1.  November  1883,  Bromberg  am  3.  Januar 
1887,  Düsseldorf  am  11.  Juli  1887,  Halle  a.  S.  am  28.  Sep- 
tember 1888,  Frankfurt  a.  O.  am  13.  Juli  1889,  Koblenz 
am  14.  August  1889*,  Schöneberg,  Rixdorf,  Lichtenberg, 
Spandau  am  17.  Juni  1889*,  Beuthen,  Gleiwitz,  Kattowitz, 
Tarnowitz,  Zabrze  am  28.  Dezember  1891*,  Frankfurt  a.  M. 
am  30.  Juli  1892,  Berlin  am  19.  Januar  1893,  Altona  am 
11.  März  1893,  Charlottenburg  am  12.  April  1893,  Breslau 
am  28.  Juli  1893,  Saarbrücken*  am  28.  Januar  1896,  Bonn 
am  28.  Dezember  1896,  Bielefeld*  am  1.  Juni  1899,  Königs- 
berg am  21.  August  1899,  Stettin  am  23.  Januar  1901, 
Cassel  am  30.  Dezember  1901,  Danzig  am  2.  Juni  1902, 
Aachen  am  3.  Mai  1905,  Osnabrück  am  12.  August  1908, 
Hannover  am  28.  März  1909. 

In  verschiedenstem  Maße  sind  also  in  den  einzelnen 
Teilen  der  preußischen  Monarchie  rechtliche  Grundlagen 
für  die  Durchführung  einer  Wohnungsinspektion  vorhanden. 
Es  ist  daher  auch  der  Versuch  gemacht  worden,  durch 
^ ein  für  das  ganze  Königreich  gültiges  Gesetz  die  bestehen- 
den Verschiedenheiten  zu  beseitigen.  Dieser  Versuch 
gipfelte  in  dem  Wohnungsg'esetzentwurf  von  1904,  der  am 

б.  August  1904  im  preußischen  Staatsanzeig'er  veröffentlicht 
ward2).  Der  5.  Teil  des  Entwurfs  behandelt  die  Wohnungs- 
aufsicht. Es  wird  bestimmt,  daß  für  alle  Gemeinden  über 


*)  Hier  und  im  folgenden  sind  die  mit  * versehenen  Angaben  der 
kürzlich  erschienenen  Arbeit  des  Kaiserl.  Statist.  Amtes:  ,, Wohnungs- 
fürsorge in  deutschen  Städten4-  entnommen.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  das  Schlafstellenwesen  behandelt  an  der  Hand  einzelner  Beispiele 
auch  Kahn  in  seiner  Arbeit:  „Das  Schlafstellenwesen  in  den  deutschen 
Großstädten  und  seine  Reform“,  S.  76 ff. 

2)  Soziale  Praxis  XIII,  Jahrg.  1903,04,  S.  1 1 96 ff. 
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10000  Einwohnerin!  Wege  der  Polizeiverordnung  Wohnungs- 
ordnungen zu  erlassen  sind,  d.  h.  Vorschriften  über  die  Be- 
nutzung der  Gebäude  zum  Wohnen  und  Schlafen  (§§  1.  2). 
Als  Wohn-  und  Schlafräume  dürfen  nur  solche  Räume  be- 
nutzt werden,  die  zum  dauernden  Aufenthalte  von  Menschen 
baupolizeilich  g*enehmigt  sind.  Die  an  die  Beschaffenheit 
der  einzelnen  Mietwohnungen  g-estellten  Anforderungen 
sind  ähnlich  denen  der  Düsseldorfer  Regierungspolizeiver- 
ordnung. Die  Aufsicht  über  das  Wohnungswesen  lieg*t 
unbeschadet  der  allgemeinen  gesetzlichen  Befugmisse  der 
Ortspolizeibehörden,  dem  Gemeindevorstand  ob.  Für  Ge- 
meinden mit  mehr  als  10000  Einwohnern  ist  ein  Wohnungs- 
amt zu  errichten,  welches  die  Wohnungsaufsicht  durchzu- 
führen hat  und  zu  diesem  Zwecke  mit  einer  genügenden 
Anzahl  beamteter  Wohnungsaufseher  besetzt  sein  muß. 
Für  die  Praxis  hat  der  preußische  Wohnungsgesetzentwurf, 
da  er  nicht  zum  Gesetz  erhoben  wurde,  jedenfalls  keinen 
Nutzen  gebracht;  noch  immer  sind  die  einzelnen  Polizei- 
verordnung'en  in  Preußen  die  einzigen  rechtlichen  Grund- 
lagen für  eine  regelmäßige  Wohnungsinspektion. 

Gesetzlich  begründet  ist  auch  im  Königreich  Sachsen 
die  Möglichkeit,  auf  dem  Wege  von  Ortsgesetz  oder  ört- 
licher Polizeiverordnung*  eine  Wohnungsaufsicht  einzurichten. 
Zum  ersten  Male  behandelte  die  Wohnungsfrage  eine 
Ministerialverordnung  vom  30.  September  1896,  deren  Teil  III, 
Ziffer  51)  über  ,. Anlage  der  Wohnungen“  handelt.  Hier 
heißt  es:  ,,b)  Ganz  besonders  wichtig  erscheint  aber  eine 
sachgemäße  polizeiliche  Regelung  und  eine  streng*e  Über- 
wachung des  Schlafstellenwesens,  um  eine  unvernünftige 
Ausnutzung  und  angemessene  Überfüllung  der  Räume 
durch  Vermieten  als  Schlafstellen  und  dergl.  zu  verhüten.“ 
,,d)  Es  wird  daher  in  solchen  Fällen  (z.  B.  bei  Überfüllung) 
nach  Befinden  eine  Leerstellung  der  betreffenden  Räume 
zu  verlangen  sein  ...  Es  empfiehlt  sich,  eine  hierauf  be- 
zügliche ausdrückliche  Bestimmung  in  die  Ortsbauordnungen 
aufzunehmen.“ 

0 Von  der  Goltz,  S.  21,  gedruckt  ebenda  S.  89 ff. 
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Somit  war  die  Polizei  zum  Einschreiten  bei  Wohnungs- 
mißständen  berechtig-t.  Gleichzeitig-  war  den  Ortsgesetz- 
gebungen die  Erlaubnis  erteilt,  Bestimmungen  über  zwangs- 
weise Räumung  in  die  Ortsbaugesetze  aufzunehmen. 

Von  einer  wirklichen  Wohnungsbeaufsichtigung,  die 
sich  nicht  nur  auf  das  Schlafstellenwesen  und  den  Fall  der 
Überfüllung  bezieht,  ist  zum  ersten  Male  im  „Allgem einen 
Baugesetze  für  das  Königreich  Sachsen  vom  1.  Juli  1900“ 
die  Rede.  In  den  §§  163  und  164  wird  der  Orts-  und 
Polizeigesetzg'ebung  anheimgestellt,  Bestimmungen  über 
die  Wohnungsaufsicht  und  die  von  ihr  zu  überwachenden 
Punkte  zu  erlassen1):  ,,§  163.  Durch  Ortsgesetz  oder  örtliche 
Polizeiverordnung'  können  Bestimmungen  getroffen  werden 
über  die  Instandhaltung  und  Beaufsichtigung*  von  Miet- 
wohnungen sowie  der  zum  Aufenthalte  von  Dienstboten, 
Gewerbsgehilfen,  Lehrlingen  und  Arbeitern  bestimmten 
Räume*4. 

„§  164.  Durch  örtliche  Polizeiverordnung'  können  Be- 
stimm ung*en  getroffen  werden  über:  a)  die  Reinhaltung 
der  Höfe,  b)  Die  Reinhaltung  und  Lüftung  der  Fluren, 
Treppen  und  Wohnungen  in  Miethäusern.  c)  Die  Be- 
leuchtung der  Höfe,  Fluren  und  Treppen/4 

Bezüglich  der  vom  Ortsgesetz  oder  örtlicher  Polizei- 
verordnung zu  treffenden  Bestimmungen  enthält  auch 
§115  desselben  Gesetzes  Anhaltspunkte2):  ..Wohn-  und 
Arbeitsräume,  wie  überhaupt  alle  Räume,  welche  zum 
längeren  Aufenthalte  von  Menschen  dienen,  sollen  eine 
lichte  Höhe  von  mindestens  2,85  m,  in  ländlichen  Ver- 
hältnissen von  mindestens  2,25  m haben.“  „Durch  Orts- 
gesetz können  Mindestanforderungen  an  die  Raum-  und 
sonstigen  Verhältniße  für  Wohn-  und  insbesondere  Miet- 
räume festgestellt  werden.“ 

Im  Anschluß  an  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1900  erließ 
das  Ministerium  des  Innern  am  2.  Aug'ust  1900  eine  „An- 

b Rumpelt.  Allgemeines  Baugesetz  für  das  Königreich  Sachsen, 
S.  243.  Denkschrift  des  Reichsamtes  des  Innern,  S.  270.  V.  Fürth,  S.  32. 

2)  Rumpelt,  Allgemeines  Baugesetz  f.  d.  Königreich  Sachsen,  S.  205 


leitung  zum  Erlaß  baurechtlicher  Ortsgesetze“,  deren 
Kapitel  XX  die  Wohnungsaufsicht  behandelt.  Es  wird 
den  Gemeinden  nahegelegt,  eine  regelmäßige  Wohnungs- 
inspektion einzurichten.  Eine  erneute  Aufforderung  er- 
ließ das  Ministerium  des  Innern  am  20.  Februar  1909. 
Wiederum  verlangte  es  den  Erlaß  von  Ortsgesetzen,  die 
vor  allem  eine  durchgreifende  Ausübung*  der  Wohnungs- 
aufsicht' veranlassen  sollten. 

Die  verschiedentlichen  Aufmunterungen  seitens  der 
Regierung*  hatten  mehrere  Erlasse  der  Einzelbehörden  zur 
Folge.  Vor  allem  traten  mehrere  Amtshauptmannschaften 
einer  gesetzlichen  Regelung*  der  Wohnungsaufsicht  näher. 
Wohnungsordnungen  erließen  die  Amtshauptmannschaften 
Chemnitz,  Dresden-Altstadt,  Flöha,  Glauchau,  Großenhain 
und  Meißen.  Die  4 Amtshauptmannschaften  der  Kreis- 
hauptmannschaft Bautzen  schufen  Regulative  über  das 
Teilvermietungs-  und  Schlafstellenwesen,  ebenso  die  Stadt 
Leipzig,  die  Amtshauptmannschaft  Rochlitz  ein  Regulativ, 
die  Beaufsichtigung  der  Mietswohnungen  betreffend. 

Zurzeit  bestehen  jedenfalls  im  Königreich  Sachsen  ge- 
nügend rechtliche  Grundlagen  für  eine  tatkräftige  Wohnungs- 
aufsicht. 

Auch  in  den  Reichslanden  Elsaß-Lothringen  fehlt  ein 
Gesetz,  das  eine  allgemeine  Wohnungsaufsicht  anordnet. 
Indes  ist  durch  das  französische  Gesetz  vom  13.  April  1850, 
betreffend  die  Verbesserung  der  Gesundheitsverhältnisse 
ungesunder  Wohnungen1),  den  Gemeindeverwaltungen  ge- 
stattet, Kommissionen  zu  ernennen  „behufs  Aufsuchung  und 
Bezeichnung*  der  unerläßlichen  Maßregeln  zur  Verbesserung 
der  Gesundheitsverhältnisse  ungesunder  Wohnungen  und 
Zugehörungen,  welche  vermietet  oder  von  anderen,  als  dem 
Eigentümer,  Nutznießer  oder  Wohnungsberechtigten  ein- 
genommen sind“2). 

Im  Großherzogtum  Sachsen-Weimar-Eisenach  gibt  zwar 
das  Gesetz  den  Behörden  keine  Befugnis,  eine  regelmäßige 

0 Von  der  Goltz,  S.  81  ff. 

2)  Artikel  1 des  Gesetzes,  vgl.  von  der  Goltz,  S.  81. 

Jesch.  3 
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Wohnungsinspektion  vorzunehmen,  doch  können  zur  Ab- 
stellung* schwerer  Mißstände,  die  zur  Kenntnis  der  Behörde 
g*elang*en,  polizeiliche  Verfüg*ung*en  erlassen  werden.  Auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  8.  Dezember  1899  über  die  Zwangs- 
vollstreckung* im  Verwaltung*sweg*e  wird  g*eg*ebenenfalls  die 
Befolg'ung*  dieser  Verfügungen  erzwungen.  Auch  gab  § 11 
des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1869  für  Besonders  dringende 
Fälle  die  Möglichkeit,  die  baupolizeilichen  Vorschriften  auch 
auf  die  zur  Zeit  ihrer  Erlassung  bereits  bestehenden  Gebäude 
zur  Anwendung  zu  bringen.  Es  ist  demnach  nicht  ausg*e- 
schlossen,  daß  eine  neue  Baupolizeiordnung,  die  sich  auch 
mit  der  Wohnung*sinspektion  befaßt,  g*eschaffen  und  auf  die 
bereits  bestehenden  Gebäude  angewendet  wird.  Einen 
Anfang  zur  Wohnung*saufsicht  darf  man  erblicken  in  der 
Bauordnung  für  Weimar  vom  3.  Juli  1896  und  in  der 
Polizeiverordnung'  zur  Regelung  des  Schlafstellenwesens  in 
Eisenach1). 

Das  Großherzog'tum  Mecklenburg-Schwerin  besitzt  keine 
rechtlichen  Grundlagen  für  eine  Wohnungsaufsicht.  Es 
besitzt  wohl  im  Gesetze  vom  20.  Juni  1901  „Vorschriften 
für  die  baulichen  Einrichtungen  in  den  Städten  und  Vor- 
städten“2), sieht  aber  keine  behördliche  Überwachung  der- 
selben vor.  Den  Einzelgesetzgebungen  der  Städte  bleibt 
es  überlassen,  weiterzugehen. 

Im  Großherzogtum  Mecklenburg-Strelitz  gibt  die  Ver- 
ordnung vom  8.  Juni  1893  einig*e  rechtliche  Handhaben  für 
eine  polizeiliche  Wohnungsbeaufsichtigung'.  Laut  § 4 haben 
die  Polizeibehörden  die  Befolg'ung  der  in  den  §§  1 — 3 ent- 
haltenen Bestimmungen  zu  überwachen  und  gegebenenfalls 
zwangsweise  durchzuführen.  Laut  § 1 müssen  die  zur  Auf- 
nahme einer  größeren  Anzahl  von  Arbeitern  bestimmten 
Räumlichkeiten  in  betreff  ihrer  Lage,  Größe,  Zugänglichkeit 
und  Einrichtung,  sowie  hinsichtlich  der  Zahl  der  Personen, 
die  dieselben  gleichzeitig  benutzen  dürfen,  den  Anforderungen 

0 Beide  Verordnungen  (erstere  im  Auszug)  in  der  Denkschrift  des 
Keichsamtes  des  Innern,  S.  358 ff.,  bezw.  364 ff. 

2)  Denkschrift  des  Reichsamtes  des  Innern,  S.  172. 
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entsprechen,  welche  in  Rücksicht  auf  die  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  zu  stellen  sind  (§§  2,  3).  Eine  gewisse  Grund- 
lag*e  für  eine  allgemeine  Wohnungsaufsicht  ist  also  in 
Mecklenburg-Strelitz  gegeben. 

Im  Großherzogtum  Oldenburg  gestattet  § 14,  Abs.  6 
der  Baupolizeiordnung,  daß  Wohnräume,  die  bereits  unter  der 
Herrschaft  der  Baupolizeiordnung  entstanden  sind,  auf  Ver- 
anlassung* des  Stadtmagistrats  ganz  oder  teilweise  geräumt 
werden,  wenn  sie  in  bezug  auf  Lage  und  Beschaffenheit  den 
Anforderungen  der  Baupolizeiordnung  nicht  entsprechen. 

Im  Herzogtum  Braunschweig-  fehlt  ein  Landesgesetz  über 
Wohnungsaufsicht,  dagegen  besitzt  die  Stadt  Braunschweig 
eine  Grundlage  für  regelmäßige  Wohnung-sinspektion  in  dem 
Ortsg'esetze  vom  15.  Juni  1905:  „Vorschriften  über  die  Be- 
aufsichtigung- der  Wohnung-en  in  der  Stadt  Braunschweig1)/4 

Im  Herzogtum  Anhalt  gewährt  ein  Gesetz  vom  l.Juli  1896 
die  Möglichkeit,  das  Wohnungswesen  der  fremden  Arbeiter 
in  den  Arbeiterkasernen  polizeilich  zu  überwachen l).  Laut 
§ 75  der  Bauordnung  für  das  Herzogtum  können  ferner 
durch  Statut  über  die  Benutzung,  Instandhaltung  und  Be- 
aufsichtigung von  Wohnungen  geringeren  Umfanges  sowie 
der  zum  Aufenthalte  von  Dienstboten,  Gewerbegehilfen, 
Lehrlingen  und  Arbeitern  bestimmten  Räume  Vorschriften 
erlassen  werden2).  Die  Stadt  Dessau  besitzt  ein  „Ortsstatut 
und  eine  Polizeiverordnung  über  die  Beschaffenheit  und 
Benutzung  von  Wohnung-en  nebst  Wohnung-saufsicht“  vom 
25.  Januar  1904.  Perner  sind  Polizeiverordnungen,  betr. 
das  Schlafstellen-,  Quartier-  und  Kostgängerwesen,  in  denen 
sichWohnungsaufsichtsbestimmung-en  befinden,  für  die  Städte 
Bernburg,  Köthen  und  Dessau  sowie  für  den  Landkreis  Dessau 
ergangen 2). 

Im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  gestatten  der  § 81 
des  Baugesetzes  für  die  Städte  und  der  § 67  des  Baugesetzes 
für  die  Dörfer  den  Baupolizeibehörden,  über  die  bestehenden 
Gebäude  zu  wachen,  daß  sie  in  keinen  gesundheitsgefährlichen 

Denkschrift  des  Reichsamtes  des  Innern,  S.  420. 

2)  Schreiben  der  Herzog!.  Anhaitischen  Regierung. 

3* 


36 


Zustand  geraten,  und  in  beanstandeten  Wohnungen  auf  Ab- 
stellung dei  Mängel  zu  dringen *). 

Im  Fürstentum  Schaumburg-Lippe  können  auf  Grund 
des  § 28  der  Polizeiverordnung  vom  24.  Dezember  1899*  2 3) 
die  Ortspolizeibehörden  die  Änderung  bezw.  Beseitigung 
bereits  bestehender  Gebäude  und  Gebäudeteile  anordnen, 
wenn  diese  den  Bestimmungen  der  Bauordnung  nicht  ge- 
nügen und  wenn  ein  solches  Einschreiten  im  öffentlichen 
Interesse  geboten  erscheint.  Die  Durchführung  dieses 
Paragraphen  setzt  natürlich  eine  Besichtigung-  der  Wohnung* 
voraus. 

Das  Fürstentum  Reuß  älterer  Linie  besitzt  außer  einer 
das  Schlafstellenwesen  betreffenden  Regierungsverordnung 
vom  4.  März  1891  s)  keine  auf  eine  Wohnungsinspektion  sich 
beziehenden  Gesetze  oder  Verordnungen4). 

Überhaupt  ohne  jegliche  gesetzliche  Grundlage,  welche 
eine  Überwachung  der  Wohnungen  rechtfertigen  würde, 
sind  das  Herzogtum  Sachsen-Meiningen,  die  Fürstentümer 
Lippe- Detmold,  Schwarzburg-- Sondershausen  und  Reuß 
jüngerer  Linie  sowie  die  freie  Hansastadt  Bremen. 

3.  Die  Einführung  obligatorischer  Wohnungsaufsicht  auf 
Grund  der  vorhandenen  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Im  Großherzog-tum  Hessen  besteht  in  sämtlichen  Orten 
über  5000  Einwohner  seit  dem  Erlaß  des  Gesetzes  vom 
1.  Juli  1893  eine  fortlaufende  Wohnungsinspektion.  Noch 
bevor  auf  Grund  des  zweiten  hessischen  Gesetzes  vom 
7.  August  1902  in  allen  Gemeinden  des  Großherzogtums 
eine  regelmäßige  Wohnung-saufsicht  eingerichtet  ward, 
dehnte  sie  der  Kreis  Offenbach  auf  alle  seine  Gemeinden  -aus 
durch  eine  besondere  Polizeiverordnung-  vom  29.  Febr.  1896  5 6). 

0 Denkschrift  des  Reichsamtes  des  Innern,  S.  190. 

2)  Denkschrift  des  Reichsamtes  des  Innern,  S.  447/48. 

3)  Gesetzsammlung  für  das  Fürstentum  Reuß  ä.  L.,  Nr.  4. 

4)  Schreiben  der  Fürstlich  reußischen  Landesregierung  vom 

29.  Januar  1910. 

6)  Schreiben  der  Offenbacher  Bürgermeisterei. 
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Seit  dem  7.  August  1902  besitzen  alle  Gemeinden  Hessens, 
eine  obligatorische  Wohnungsaufsicht. 

Nicht  in  dem  gleich  mäßig*en  Umfange  wie  in  Hessen 
ist  in  den  bayerischen  Gemeinden  die  Wohnungsaufsicht 
eing'efiihrt  worden.  Das  bayerische  W ohnungsaufsichtsgesetz 
vom  10.  P'ebruar  1901  ordnete  wohl  für  alle  Gemeinden  des 
Königreichs  eine  Wohnung*saufsicht  an,  überließ  aber  die 
Festsetzung  genauerer  Einzelbestimmung'en  hinsichtlich  der 
Beschaffenheit  und  Benutzung  der  Wohnräume  den  einzelnen 
Regierungsbezirken.  Eine  reg*elmäßige  Wohnung's- 
inspektion  besteht  demnach  in  den  Gemeinden  der  einzelnen 
Bezirke  von  dem  Erlasse  oberpolizeilicher  Verordnungen  an. 
Solche  Vorschriften  zum  Vollzüge  der  Verordnung  von  1901 
erließen  der  Reihe  nach  die  Reg'ier ung'sbezirke1): 

Oberpfalz  u.  Reg'ensburg  am  24.  März  1902,  bez.  26.  Juli  1908 

Pfalz „ 17.0kt.  1902,  „ 26.  Okt.  1907 

Mittelfranken  „ 20.  Mai  1903,  „ 27.Feb.  1908 

Schwaben  und  Neuburg  ,,  13.  Okt.  1903,  „ 23.  Dez.  1909 

Unterfranken  . . . . „15.  Okt.  1903 

Oberbayern „ 19.  Jan.  1904,  „ 4.  Dez.  1909 

Oberfranken  . . . . „ 9.  Mai  1908 

Niederbayern  . ...  „ 28. Juli  1908. 

Seit  demnach  Niederbayern  durch  seine  Verordnung 
vom  28.  Juli  1908  das  Gesetz  von  1901  offiziell  durchführte, 
besitzen  alle  Gemeinden  des  Königreichs  Bayern  eine 
obligatorische  Wohnungsaufsicht. 

Im  Königreich  Württemberg  besteht  seit  dem  Wohnungs- 
gesetzerlaß vom  21.  Mai  1901  in  allen  Oberamtsstädten  so- 
wie den  Gemeinden  über  3000  Einwohner  eine  regelmäßig'e 
Wohnungsaufsicht2).  Seit  dem  18.  Mai  1907  ist  für  alle 
Gemeinden  Württembergs  Wohnungsaufsicht  obligatorisch. 

0 Die  Wohnungsfürsorge  in  Bayern;  Zeitschr.  f.  Wohnungswesen 
in  Bayern,  Jg.  VII,  Nr.  9. 

2)  Eine  besondere  gemeindliche  Wohnungsaufsicht  besteht  in  Stutt- 
gart, Ulm  (v.  Kalckstein,  S.  34),  Heilbronn,  Eßlingen  und  Ludwigsburg 
(Wohnungsfürsorge  in  deutschen  Städten,  S.  11). 
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• Im  Großherzogtum  Baden  besitzen  ständige  Wohnungs- 
aufsicht: Heidelberg  seit  1896,  Pforzheim  auf  Grund  des 
§12  der  Verordnung  vom  16.  November  1896  und  Mann- 
heim auf  Grund  der  Landesbauordnung  (Verordnung,  die 
Handhabung*  der  Baupolizei  und  das  Wohnungswesen  be- 
treffend) vom  1.  September  1907 1).  Da  letztere  Verordnung 
nur  für  die  Gemeinden  über  10000  Einwohner  die  Wohnungs- 
aufsicht obligatorisch  macht,  weist  Baden  sehr  wTemg  Beispiele 
für  die  Durchführung  regelmäßiger  Wohnungsinspektion  auf. 

In  Hamburg'  besteht  eine  regelmäßige  Überwachung 
der  Wohnungen  seit  dem  Erlaß  des  Wohnungspfleg'egesetzes 
vom  8.  Juni  1898,  an  dessen  Stelle  am  8.  Februar  1907  das 
,. revidierte  Gesetz  betreffend  die  Wohnungspflege44  trat. 

Auf  Grund  seiner  Wohnungspflegegesetzgebung  vom 
7.  Juli  1902  und  3.  November . 1 908  hat  auch  Lübeck  fort- 
laufende Wohnungsinspektion  eingeführt. 

Im  Königreich  Preußen  besteht  obligatorische  Wohnungs- 
auffsicht  in  den  Gemeinden  der  Regierungsbezirke  Düssel- 
dorf, Köln,  Münster*,  Lüneburg,  Arnsberg  und  Koblenz  auf 
Grund  der  betreffenden  Regierungspolizeiverordnungen.  Je- 
doch auch  in  den  anderen  Regierungsbezirken  haben  einzelne 
Gemeindeverwaltungen^  Wohnungsinspektion  eingeführt. 

Breslau  besitzt  eine  Wohnungsaufsicht  seit  dem  1.  April 
1906  auf  Grund  der  Wohnungsordnung'  vom  12.  Dzbr.  1905. 
Auf  Grund  einer  Dienstanweisung  für  den  Wohnungs- 
inspektor vom  21.  September  19082)  findet  in  Erfurt  seit 
dem  28.  Oktober  1908  eine  fortlaufende  Wohnungsinspektion 
statt.  Eine  solche  besitzt  auf  Grund  der  Polizeiverordnung 
vom  25.  September  1908  auch  Köln,  für  das  die  Polizei- 
verordnung vom  7.  September  1899  für  den  Regierungs- 
bezirk Köln  nicht  g'ilt3).  Eine  gemeindliche  Wohnungs- 
aufsicht haben  Kassel  und  Wiesbaden4)  seit  190 15)  bez. 

9 Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  für  das  Großherzogtum  Baden, 
Nr.  XXIX,  S.  445 ff. 

2)  Schreiben  der  Stadt  Erfurt. 

3)  Schreiben  der  Stadt  Köln. 

4)  Von  Kalcksteifn,  S.  34;  S.  2;  Schreiben  der  Stadt  Wiesbaden. 

B)  Von  Kalkstein,  S.  2. 
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1902.  In  Aachen  besteht  seit  dem  1.  Oktober  1902  eine 
allgemeine  Wohnungsaufsicht  auf  Grund  der  städtischen 
Polizeiverordnung  über  die  Beschaffenheit  und  Benutzung* 
von  Wohnungen  vom  1.  Juni  1901  ^ bezw.  1.  Mai  1 906*  2). 
Durch  eine  Erweiterung  der  vorhandenen  Bauordnung  in 
bezug  auf  das  Kapitel  „bewohnbare  Räume*4  schuf  die 
Stadt  Hannover  eine  Polizeiverordnung*  über  die  an  die  Be- 
wohnbarkeit von  Räumen  zu  stellenden  Anforderungen. 
Für  die  einzelnen  Punkte  scheint  die  Düsseldorfer  Vorlage 
von  1898  als  Richtschnur  gedient  zu  haben.  Auf  Grund 
dieser  Verordnung*  besitzt  Hannover  eine  fortlaufende 
Wohnungspflege. 

Im  Königreich  Sachsen  haben  auf  Grund  der  vom 
Ministerium  des  Innern  veranlaßten  Einzelverordnungen 
eine  Beaufsichtigung*  der  Wohnungen  eingeführt  die  Orte 
der  Amtshauptmannschaften  Dresden- Altstadt  und  Chemnitz 
sowie  die  größeren  Ortschaften  der  Amtshauptmannschaften 
Flöha,  Glauchau,  Rochlitz  und  Meißen.  Auch  die  Gemeinde- 
verwaltungen der  KreishauptmannschaftBautzen  überwachen 
ihr  Wohnungswesen  auf  Grund  eines  Regulativs  über  das 
Teilvermietung*s-  und  Schlafstellenwesen.  Eine  fortlaufende 
Wohnung'saufsicht  auf  Grund  örtlicher  Gesetzgebung  besteht 
in  den  Städten:  Dresden- Altstadt,  Chemnitz,  Bautzen,  Zittau, 
Annaberg,  Buchholz,  Limbach,  Meerane,  Eibenstock;  in 
Ealkenstein  unterliegt  wenigstens  das  Schlafstellenwesen 
einer  besonderen  Aufsicht.  Bereits  seit  dem  18.  Dzbr.  1896 
besitzt  Leipzig  ein  „Regulativ  über  Teilvermietungen“ 3). 

Auf  Grund  des  französischen  Gesetzes  vom  13.  April  1850 
haben  in  den  Reichslanden  Elsaß-Lothringen  eine  Wohnungs- 
inspektion eingerichtet4)  die  Städte  Straßburg5 6),  Mühlhausen, 
Metz  und  Kolmar. 

x)  Bericht  über  die  Verwaltung  der  Stadt  Aachen,  S.  360. 

2)  Schreiben  der  Stadt  Aachen. 

3)  Von  der  Goltz,  S.  22;  von  Fürth,  S.  34. 

4)  Von  der  Goltz,  S.  36;  vgl.  von  Kalckstein,  Die  i.  d.  deutsch. 

Reich  erl.  Vorschr.,  S.  35. 

6)  In  Straßburg  ward  die  Wohnungsaufsicht  eingerichtet  durch  einen 
Beschluß  des  Gemeinderats  vom  15.  Dezember  1897. 
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Auf  Grund  eines  eigenen  Gesetzes  vom  15.  Juni  19051) 
übt  die  Stadt  Braunschweig  regelmäßige  Wohnung'saufsicht 
aus2). 

Von  den  Gemeinden  des  Herzogtums  Anhalt,  denen  es 
auf  Grund  von  § 75  der  herzoglichen  Bauordnung  freisteht, 
über  die  Benutzung',  Instandhaltung  und  Beaufsichtigung 
von  Wohnungen  geringeren  Umfanges  Vorschriften  zu  er- 
lassen, hat  Dessau  eine  Wohnungsaufsicht  eingeführt  (Orts- 
statut und  Polizeiverordnung  vom  25.  Januar  1904  über  die 
Beschaffenheit  und  Benutzung  von  Wohnungen  nebst 
Wohnungsaufsicht)3).  Ferner  sind  Polizeiverordnungen,  be- 
treffend das  Schlafstellenwesen,  und  betreffend  das  Quartier- 
und  Kostgängerwesen,  in  denen  sich  Wohnung'saufsichts- 
bestimm ungen  befinden,  für  die  Städte  Bernburg,  Cöthen 
und  Dessau,  sowie  für  den  Landkreis  Dessau  ergangen3). 

h Schreiben  der  Stadt  Braunschweig  vom  25.  Januar  1910. 

2)  Anhang  zur  Sammlung  der  Statuten  der  Stadt  Braunschweig, 
Nr.  20,  S.  173  ff. 

3)  Schreiben  der  Herzogi.  Anhaitischen  Regierung  vom  21.  Jan.  1910. 


II.  Teil. 


Die  Durchführung  der  Wohnungsaufsicht. 

1.  Erlaß  von  Wohnungsordnungen. 

Der  erste  Schritt,  den  eine  Gemeindeverwaltung  zu 
tun  hat,  die  auf  Grund  von  Landes-  oder  eigenen  Gesetzen 
für  ihr  Wohnungswesen  eine  regelmäßige  Inspektion  ein- 
führen will,  ist  der  Erlaß  einer  auf  den  vorhandenen  gesetz- 
lichen Grundlagen  basierenden,  alle  Einzelheiten  der 
Inspektionstätigkeit  regelnden  Wohnungsordnung*.  Diese 
ist  für  die  Gemeindetätigkeit  insofern  von  größter  Wichtig- 
keit, als  die  Landesgesetze  meist  in  vielen  Punkten  der 
Einzelbehörde  freien  Spielraum  zur  Berücksichtigung  lokaler 
Verhältnisse  gewähren.  Solche  Wohnungsordnungen  haben 
z.  B.  erlassen:  Breslau,  Cassel,  Chemnitz,  Köln,  Mannheim, 
Nürnberg,  Straßburg. 

In  erster  Linie  müssen  die  Wohnungsordnungen  den 
Umfang  der  örtlichen  Inspektionstätigkeit  festsetzen,  d.  h. 
die  Gebäude  und  Wohnung'en  bestimmen,  die  einer  regel- 
mäßigen Besichtigung  unterzogen  werden  sollen.  Die 
Breslauer  Wohnungsordnung  vom  12.  Dezember  1905  er- 
streckt sich  auf  alle  bereits  herg*estellten  und  bewohnten 
Wohnungen  ohne  Ausnahme 1),  ebenso  dieCasselerWohnung*s- 
ordnung.  Einer  fortgesetzten  Wohnungsaufsicht  unterliegen 
in  Chemnitz2): 

1.  alle  Wohnungen,  bei  denen  die  Annahme  gerecht- 
fertigt erscheint,  daß  ihre  Benutzung  den  Vorschriften 
der  Wohnungsordnung  widerspricht, 


9 Schreiben  der  Stadt  Breslau  vom  10.  Jan.  1910. 

2)  Wohnungsordnung  für  die  Stadt  Chemnitz,  S.  5 und  18. 
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2.  alle  Wohnungen,  in  welche  Teilmieter  aufgenommen 
werden, 

3.  alle  zur  gewerbsmäßigen  Beherbergung  von  Fremden 
bestimmten  Räume, 

4.  die  Wohn-  und  Schlafräume  der  bei  ihren  Arbeit- 
gebern wohnenden  gewerblichen  Arbeiter. 

In  Stuttg*art  unterliegen  wie  im  ganzen  König*reich 
Württemberg  der  ständigen  Wohnungsaufsicht: 

1.  alle  aus  3 oder  weniger  Wohnräumen  bestehenden 
Mietwohnungen, 

2.  alle  Wohnung*en,  in  welche  Schlafgäng*er  geg*en  Ent- 
gelt aufgenommen  werden, 

3.  alle  zur  gewerbsmäßigen  Beherbergung  von  Fremden 
bestimmten  Räume, 

4.  alle  Schlafgelasse  der  im  Hause  des  Arbeitgebers 
oder  der  Dienstherrschaft  wohnenden  Arbeiter,  Lehr- 
linge und  Dienstboten1). 

Der  Wohnungsaufsicht  unterlieg*en  in  Dessau  alle 
Wohnungen  geringeren  Umfan'ges  bis  zu  4 Zimmern,  jedoch 
in  regelmäßiger  Wiederholung  werden  besichtigt: 

1.  alle  aus  3 oder  weniger  Wohnräumen  bestehenden 
Wohnungen, 

2.  alle  Wohnung'en,  in  welche  Schlafgänger  gegen  Entgelt 
aufgenommen  werden, 

3.  alle  zur  gewerbsmäßigen  Beherbergung  von  P'remden 
bestimmten  Räume, 

4.  alle  Schlafgelasse  der  im  Hause  des  Arbeitgebers  oder 
der  Dienstherrschaft  wohnenden  Arbeiter,  Lehrlinge 
und  Dienstboten2). 

In  Wiesbaden  sind  vor  allem  die  Wohnungen  der 
Aufsicht  unterstellt,  die  dem  Wohnungsaufseher  aus  eigner 

b Stuttgarter  Geschäftsanweisung  für  die  städtischen  Wohnungs- 
pfleger, S.  2.  Vgl.  § 5 des  württembergischen  Gesetzes  über  die 
Wohnungsaufsicht  vom  21.  Mai  1901. 

2)  Schreiben  der  Herzogi.  anhaitischen  Verwaltung  d.  I.  vom 
26.  Jan.  1910. 
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Kenntnis  oder  nach  Mitteilungen  Dritter,  insbesondere  der 
Organe  der  Armenverwaltung,  als  zu  beanstandend  er- 
scheinen1). Die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  8.  Februar  1907 
ausgeübte  Hamburger  Wohnungspflege  erstreckt  sich  auf: 

1.  alle  Wohn-  und  Schlafräume,  die  dazu  gehörigen 
Küchen,  Aborte  und  sonstigen  Nebenräume  (Gäng*e 
Treppen,  Böden,  Keller),  ferner  Höfe,  Lichthöfe,  Licht- 
schachte und  dergl, 

2.  solche  Läden,  Werkstätten  und  Arbeitsräume  nebst 
Zubehör,  welche  mit  der  Wohnung  in  enger  Verbindung 
stehen  2). 

Die  Wohnungspolizeiverordnung  für  den  Regierungs- 
bezirk Köln  findet  nur  Anwendung  auf  solche  Wohnungen, 
die  sich  in  Häusern  befinden,  welche  von  2 oder  mehr 
Familien  bewohnt  werden  oder  zum  Bewohnen  durch  2 oder 
mehr  Familien  bestimmt  sind3). 

Die  Erfurter  Wohnungsinspektion  beaufsichtigt  alle 
Wohn-,  Schlafräume  und  Küchen,  sowie  die  dazu  gehörigen 
Waschküchen,  Aborte,  Keller,  Zugäng*e  und  sonstigen 
Nebenräume4). 

Die  Wohnungsaufsicht  in  Hannover  befaßt  sich  mit 
allen  Wohnungen  für  eine  g*emeinschaftliche  Haushaltung 
von  2 oder  mehr  Personen5). 

Laut  § 163  der  badischen  Landesbauordnung  vorn 
1.  September  1907  unterliegen  der  örtlichen  Wohnungs- 
aufsicht in  Baden  (obligatorisch  in  Städten  über  10000  Ein- 
wohner) sämtliche  zum  Aufenthalte  von  Menschen  dienenden 
Gebäude  und  Gebäudeteile:  es  gehören  hierzu  Wohn-  und 
Schlafräume,  insbesondere  auch  die  zur  Aufnahme  von 


0 § 1 der  Dienstanweisung  für  den  städtischen  Wohnungsaufseher. 

2)  § 1 der  Geschäftsordnung  der  Behörde  für  Wohnungspflege. 

3)  Schreiben  der  Stadt  Köln  vom  22.  Jan.  1910:  vgl.  Wohnungs- 
fürsorge in  deutschen  Städten,  S.  238. 

4)  Schreiben  der  Stadt  Erfurt  vom  3.  Febr.  1910. 

5)  Schreiben  der  Stadt  Hannover  vom  13.  Jan.  1910;  vgl.  Wohnungs- 
fürsorge in  deutschen  Städten,  S.  146. 
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Mietern  oder  Schlafgängern  benützten  oder  Arbeitern  (Dienst- 
boten, Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlingen  usw.)  zum  Aufenthalt 
oder  Schlafen  zugewiesenen  Räume,  ferner  Werkstätten 
und  Arbeitsräume,  sowie  die  zugehörigen  Nebenräume 
(Zugänge,  Aborte,  Keller,  Speicher  usw.)1). 

Die  Wohnungsbesichtigungen  müssen,  wenn  sie  Erfolg 
haben  sollen,  in  regelmäßigen  Zeiträumen  vorgenommen 
werden.  Es  ist  wesentlich,  daß  hierüber  fast  alle  Wohnungs- 
ordnungen Bestimmungen  treffen.  In  Hessen  sollen  die 
Besichtigungen  alle  2 Jahre  mindestens  einmal  stattfinden; 
in  Sachsen  wird  wiederholt  gefordert,  daß  sie  jährlich  ein- 
mal vorgenommen  werden  sollen.  Besonders  notwendig 
sind  häufige  Revisionen,  wenn  nicht  nur  der  bauliche  Zu- 
stand und  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen,  sondern  auch 
ihre  Belegung  mit  Personen  überwacht  werden  soll2).  In 
Stuttgart  erfolgen  die  Besichtigungen  „nach  jedem  Aufzug 
neuer  Mieter“,  mindestens  aber  jährlich  einmal3).  Im 
Regierungsbezirk  Düsseldorf  werden  die  Besichtigungen 
derartig  vorgenommen,  daß  mindestens  alle  2 Jahre  sämtliche 
von  weniger  bemittelten  Familien  bewohnten  Wohnungen, 
von  denen  es  bekannt  oder  zu  vermuten  ist,  daß  sie  den  An- 
forderungen der  Polizeiverordnung  nicht  g'enügen,  jährlich 
mindestens  einmal  revidiert  werden4).  In  Mannheim  werden 
durchschnittlich  in  3 Jahren  alle  Wohnungen  systematisch 
kontrolliert. 

Die  Hauptaufgabe  der  Wohnungsordnungen  ist  natürlich 
die  Aufstellung  der  an  die  Beschaffenheit  und  Benutzung 
der  Wohnungen  zu  stellenden  Anforderungen,  d.  h.  aller 

*)  Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  für  das  Großherzogtum  Baden, 
Nr.  XXIX. 

2)  Pohle,  Die  städtische  Wohnungs-  und  Bodenpolitik,  S.  38. 

3)  § 4 der  Stuttgarter  Geschäftsanweisung  für  die  städtischen 
Wohnungspfleger. 

4)  Absatz  IV  der  Anweisung  zur  Ausführung  der  Düsseldorfer 
Wrohnungspolizeiverordnung  vom  15.  Februar  1899.  Schreiben  der  Stadt 
Düsseldorf  und  vgl.  Wohnungsfürsorge  in  deutschen  Städten,  S.  224. 
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Punkte,  die  bei  der  Besichtigung  jeder  Wohnung  ins  Auge 
zu  fassen  sind1). 

Was  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen  selbst  im  all- 
gemeinen anbetrifft,  so  ist  zunächst  unbedingt  erforderlich, 
daß  die  Wohnung  genügend  Luftraum  enthält.  Die  meisten 
der  Städte,  die  ihr  Wohnungswesen  auf  dem  Verordnung'S- 
wege  geregelt  haben,  sehen  als  Mindestluftraum  für  eine 
erwachsene  Person  10  cbm  an,  manche  verbinden  damit 
noch  die  Forderung  einer  bestimmten  Bodenfläche.  Die 
sächsischen  Städte  fordern  meist  20  cbm  als  Mindestmaß. 
Lübeck2)  und  Hamburg3)  verlangen  für  jeden  Bewohner 
mindestens  15  cbm  bezw.  7,5  cbm  für  schulpflichtige  Kinder. 
Breslau  fordert  für  einen  gemeinschaftlichen  Haushalt  von 
2 und  mehr  Personen  mindestens  einen  heizbaren  Raum 
von  wenigstens  30  cbm  Luftinhalt4). 

Ferner  setzen  alle  Wohnungsordnungen  fest,  daß  ge- 
nügend Fensterfläche  vorhanden  ist,  um  einerseits  den 
‘Wohnungen  genügend  Tageslicht  zuzuführen,  andrerseits 
um  sie  genüg*end  lüften  zu  können. 

Wohnungen  dürfen  ferner  nicht  feucht  sein,  ln  allen 
Wohnungsordnungen  finden  wir  hierüber  mehr  oder  weniger 
ausführliche  Bestimmungen5).  Nach  § 11  der  königlich 
bayerischen  Verordnung*  vom  10.  Februar  1901  sollen  alle 
zum  Aufenthalte  für  Menschen  dienenden  Räume  in  bezug 
auf  baulichen  Zustand,  insbesondere  Trockenheit,  derart 
beschaffen  sein,  daß  aus  ihrer  Benutzung  gesundheitliche 
Gefahren  nicht  entstehen6).  In  Braunschweig  können  Räume, 
die  gegen  das  Eindringen  von  Feuchtigkeit,  insbesondere 

0 Über  diese  Mindestanforderungen  vergleiche  Arthur  J.  Fuchs, 
Die  Wohnungsinspektion,  S.  11  ff. 

2)  Schreiben  der  Lübecker  Behörde  für  Wohnungspflege  vom 
14.  Januar  1910. 

3)  Schreiben  der  Hamburger  Behörde  für  Wohnungspflege  vom 
11.  Januar  1910. 

41  Schreiben  der  Stadt  Breslau  vom  10.  Januar  1910. 

5)  Sehr  ausführlich  sind  diese  z.  B.  in  Stuttgart. 

6)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  f.  d.  Königreich  Bayern,  Nr.  7. 
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.auch  von  Grundfeuchtig'keit,  nicht  hinreichend  geschützt 
•sind,  für  zum  Bewohnen  ungeeignet  erklärt  werden1). 

Jede  Wohnung  muß  mit  genügend  g*utem  Trinkwasser 
versehen  sein  (z.  B.  Düsseldorf  und  Braunschweig). 

Auch  die  Benutzung  der  Wohnungen  muß  durch  die 
Wohnungsordnung*en  geregelt  werden.  Es  dürfen  z.  B.  in 
Wohnräumen  keine  g*eruchverbreitende  und  besonders  fau- 
lende Gegenstände  aufbewahrt  werden  (mehrere  bayerische 
oberpolizeiliche  Verordnung*en,  Chemnitzer  Wohnungs- 
ordnung etc.).  Vielfach  schreiben  die  Wohnungsordnungen 
.auch  die  regelmäßige  Lüftung  und  Reinhaltung*  der  Wohnung, 
insbesondere  der  Schlafräume,  vor  (Stuttgart,  Chemnitz). 

Besitzt  £ine  Wohnung  nicht  den  verordnungsmäßig* 
vorgeschriebenen  Mindestluftraum  oder  wird  sie  in  ver- 
ordnungswidriger Weise  benutzt,  so  kann  sie  als  überfüllt 
-erklärt  werden.  In  Dessau  g*ilt  eine  Wohnung*  als  über- 
füllt, wenn  sie  nicht  pro  erwachsene  Person  20,  für  ein 
Kind  10  cbm  Luftraum  enthält  (auch  Chemnitz  z.  B.).  Als 
überfüllt  gelten  ferner  Wohnungen,  wenn  nicht  g*enügend 
Luftraum  im  Schlafzimmer  vorhanden  und  nicht  die  Mög- 
lichkeit gegeben  ist,  beim  Schlafen  Trennung  nach  Ge- 
schlechtern durchzuführen  (z.  B.  Regierungsbezirk  Düssel- 
dorf, Chemnitz  und  Dessau).  So  werden  in  Stuttg*art  für 
jeden  Erwachsenen  im  Schlafraum  mindestens  10,  für  jedes 
Kind  unter  14  Jahren  mindestens  5 cbm  Luftraum  ver- 
langt2); das  hessische  Gesetz  fordert  für  jede  Person  min- 
destens 10  cbm  3). 

Die  Berliner  Polizeiverordnung*  über  das  Schlafstellen- 
wesen verlangt  10  cbm  Luftraum  und  3 qm  Bodenfläche 
für  jede  Person.  Für  Kinder  unter  6 Jahren  genügt  1/s, 

b Anhang  zur  Sammlung  der  Statuten  der  Stadt  Braünschweig, 
Nr.  20,  § 3. 

b Stuttgarter  Geschäftsanweisung  für  den  städtischen  Wohnungs- 
pfleger, S.  2 (§  6). 

3)  W.  W.  H.  11  (Artikel  3 des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1893).  Polizei- 
werordnung  für  den  Kreis  Offenbach  vom  29.  Februar  1896,  § 2,  vgl.  auch 
Wohnungsfürsorge  in  deutschen  Städten,  S.  379. 
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für  Kinder  von  6 bis  14  Jahren  2/8  dieses  Maßes.  Die- 
selben Anforderungen  stellen:  Charlottenburg*,  Schlafstellen- 
ordnung* (Schl.-O.),  Altona,  Bonn,  Breslau,  Halle,  Schl.-O. 
der  Kreise  Köln  und  Mühlheim,  Schl.-O.  Cassel,  Frankfurt 
a.  M.,  Magdeburg*,  Potsdam,  Stettin,  Regierungsverordnung 
für  Oberbayern  vom  4.  Dezember  1909.  Brandenburg  ver- 
langt 3 qm  bezw.  8 cbm,  Frankfurt  a.  O.  3 qm  bezw.  9 cbm. 
Erfurt  verlangt  10  cbm  und  für  Kinder  die  Hälfte,  ebenso: 
Aachen,  Regierungsbezirk  Arnsberg*,  Schl.-O.  Danzig,  Har- 
burg*, Hannover,  Lüneburg*,  Wohnungsordnung*  (W.-O.) 
Kassel,  Chemnitz,  Köln,  Schl.-O.  Koblenz,  Straßburg,  Lübeck, 
Regierung*sbezirk  Düsseldorf,  König*reich  Württemberg 
Gesetz  vom  21.  Mai  1901).  Die  Breslauer  Wohnungs- 
ordnung verlangt  für  den  Erwachsenen  4 qm  bezw.  10  cbm, 
ferner  Harburg,  Lüneburg*,  und  für  jedes  Kind  unter  10 
Jahren  2 qm  bezw.  5 cbm.  Dieselben  Mindestmaße  fordert 
Liegnitz.  10  cbm  für  Erwachsene  und  7 cbm  für  Kinder 
verlangt  Osnabrück.  12  cbm  bezw.  3 qm  und  für  Kinder 
die  Hälfte  verlangt  die  Regierungsverordnung- für  Schwaben- 
Neuburg  (vom  13.  Oktober  1903).  10  cbm  bezw.  3 l/a  qm 

für  jede  Person  ohne  Altersunterschied  findet  sich  in  den 
Schlafstellenordnungen  der  Städte:  Chemnitz,  Crimmitschau, 
Dresden,  Leipzig. 

Neben  der  Feststellung  eines  Mindestluftraumes  für 
die  Schlafräume  ist  aber  auch  die  Aufstellung  anderer  An- 
forderungen an  ihre  Beschaffenheit  und  Benutzung*  nötig*. 
Vielfach  wird  verlangt,  daß  die  Schlafräume  nicht  in  offener 
Verbindung  mit  Aborten  stehen:  Aachen,  Altona,  Berlin, 
Bonn,  Breslau,  Danzig,  Erfurt,  Frankfurt  a.  M.,  Hannover, 
Harburg.  Köln,  Lehrte,  Lüneburg,  Magdeburg,  Stettin; 
Regierungsbezirke  Arnsberg*  und  Koblenz*,  Kreise  Köln, 
Mühlheim,  Ottweiler*,  Saarbrücken*  und  Saarlouis*  und 
Schl.-O.  von  Reuß  älterer  Linie. 

Die  Schlafräume  müssen  auch  fest  verschließbar  sein 
und  zwecks  guter  Lüftung  ins  Freie  führende,  aufschließ- 
bare Fenster  besitzen:  Aachen,  Schl.-O.  Breslau,  Erfurt, 
Frankfurt  a.  M.,  Koblenz,  Köln,  W.-O.  und  Schl.-O.  Cassel; 
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Schl.-O.  der  Kreise  Ottweiler*,  Saarbrücken*  und  Saarlouis*; 
Regierungsbezirke  Arnsberg  und  Düsseldorf. 

Die  Fußböden  der  Schlafräume  müssen  gut  und 
dauerhaft  gedielt  sein,  sodaß  sie  jedenfalls  vom  Erdboden 
getrennt  sind:  Regierungsbezirke  Arnsberg*,  Düsseldorf, 
Koblenz*;  ferner  Aachen,  Cassel,  Köln,  Hannover, 
Straßburg. 

Die  meisten  Gesetze  stellen  strenge  Anforderungen 
an  die  Trennung  der  Geschlechter  in  den  Schlafräumen, 
besonders  in  Hinsicht  auf  Quartiergänger.  Nach  der 
Königsberger  Schlafstellenordnung  dürfen  Schlafgänger 
verschiedenen  Geschlechts,  die  nicht  zu  einer  Familie  ge- 
hören, nicht  in  eine  Wohnung  aufgenommen  werden.  Die- 
selbe Vorschrift  treffen: 

die  Schlafstellenordnung  von  Berlin 

„ „ „ Breslau 

„ „ „ Bromberg 

„ „ „ Charlottenburg 

,,  „ „ Danzig 

„ „ „ Erfurt 

,,  „ Halle 

„ „ „ Magdeburg 

„ „ „ Stettin 

„ „ des  Regierungsbezirks  Liegnitz*. 

- „ Wohnungsordnung  von  Chemnitz 
„ Regierungsverordnung*  für  Mittelfranken 

(z.  B.  Nürnberg):  „Unverehelichte  Personen  verschiedenen 
Geschlechts,  die  über  14  Jahre  alt  sind,  dürfen  nicht  in  den 
nämlichen  Schlafräumen  untergebracht  werden.“  Nach 
der  Schlafstellenordnung  von  Frankfurt  a.  O.  dürfen  unver- 
heiratete, verwitwete  oder  von  der  Ehefrau  getrennt 
lebende  Männer  weibliche  Personen,  unverheiratete,  ver- . 
witwete.  oder  von  dem  Ehemann  getrennt  lebende  weib- 
liche Personen  Männer  nur  mit  polizeilicher  Erlaubnis  in 
Schlafstellen  nehmen. 
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Auch  das  Vorhandensein  hygienisch  genügender  Abort- 
anlag*en  wird  in  den  meisten  Wohnungsgesetzen  und 
Wohnungsordnungen  gefordert.  Vor  allem  müssen  für  jedes 
Haus  genügend  Abortanlagen  vorhanden  sein.  In  dieser 
Hinsicht  fordern: 

Chemnitz,  für  jede  selbständige  Wohnung  1 Abort 
(Chemnitzer  Wohnungsordnung). 

Hannover,  für  je  3 Wohnungen  mindestens  1 Abort 
(Sehr.  d.  Stverw.  v.  13.  I.  1910). 

Nürnberg,  für  jede  Familie  einen  eignen  Abort 
(Sehr;  d.  Stverw.  v.  6.  I.  1910). 

Straßburg,  in  jedem  Haus  für  je  15  Personen  1 Abort 
(Sehr.  d.  Stverw.  v.  6.  I.  1910). 

Die  Abtrittsräume  dürfen  nicht  unmittelbar  von  Küchen, 
Schlaf-  oder  Wohnräumen  aus  zugänglich  sein  (Straßburg  usw.) 
Sie  müssen  unmittelbar  ins  Freie  führende,  leicht  zu  öffnende 
Fenster  besitzen  (Chemnitz,  Ludwigshafen  a.  Rh.,  Straßburg, 
Stuttgart).  München  schreibt  vor,  daß  die  Aborte  von 
innen  verschließbar  sein  müssen,  auch  derart  beschaffen,  daß 
sie  keinen  Einblick  in  das  Innere  gewähren. 

Zum  Schlüsse  seien  noch  die  fast  in  keiner  Wohnungs- 
ordnung bezw.  Schlafstellenordnung  fehlenden  Mindest- 
fristen für  die  oblig*atorische  Anmeldung  von  Kost-  und 
Quartiergängern  erwähnt.  Jeder,  der  solche  in  seine  Wohnung 
aufnehmen  will,  muß  dies  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
dem  Wohnungs-  bezw.  Polizeiamte  anzeigen.  Diese  Frist 
beträgt  vom  Augenblicke  der  Vermietung  an  z.  B.  24  Stunden 
in  Braunschweig,  3 Tage  im  Kreis  Teltow,  in  Potsdam,  Magde- 
burg, Halle,  Hannover,  Osnabrück,  Harburg,  Lüneburg, 
Fürstentum  Reuß  älterer  Linie,  Zittau,  Dessau;  6 Tage  in 
Altona,  1 Woche  in  Charlottenburg,  Berlin,  Brandenburg*, 
Erfurt. 


2.  Anstellung  von  Wohnungsinspektoren. 

Nachdem  alles  ausführlich  festgelegt  ist,  was  man  als 
zur  Sanierung  des  Wohnungswesens  unbedingt  erforderlich 
von  Beschaffenheit  und  Benutzung  der  Wohnungen  ver- 

4 


.Jesch. 
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langen  muß,  ist  es  die  zweite  Aufgabe  der  Gemeinde- 
verwaltung, Inspektoren  zu  bestellen,  welche  die  Einhaltung 
der  Bestimmungen  der  Wohnungsordnung'en  überwachen, 
denn  „alle  Wohnungsordnungen  erhalten  praktische  Be- 
deutung und  Wirksamkeit  erst  durch  die  gleichzeitige  Ein- 
führung einer  Wohnungsinspektion“1). 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  es,  für  das  Amt  der 
Wohnungsinspektoren  die  passendsten  Personen  zu  finden. 
Die  bisherige  Praxis  weist  die  g*rößten  Verschiedenheiten 
hierin  auf.  Sehr  viele  Gemeindeverwaltungen  finden  sich 
mit  dieser  Frage  einfach  dadurch  ab,  daß  sie  die  Wohnungs- 
aufsicht durch  Polizeiorgane  erledig*en  lassen. 

Den  Polizeibeamten  liegt,  ebenso  wie  die  Sorge  für 
Ruhe  und  Ordnung*  im  Gemeindebezirk,  auch  die  Über- 
wachung des  Wohnungswesens  ob.  Eine  solche  rein  polizei- 
liche Wohnungsaufsicht  besteht  in  den  rheinischen  Städten 
Barmen,  Bonn,  Krefeld,  Neuß,  Solingen,  Oberhausen.  Ein 
ehern alig'er  Polizeibeamter  übt  in  Dessau  die  Wohnungs- 
aufsicht aus,  zwei  Beamte  der  Staatspolizeimannschaft  hat 
Mannheim  als  Wohnungs-  uiid  Schlafstellenaufseher  aus- 
gebildet und  läßt  sie  ausschließlich  als  solche  tätig  sein. 

Die  örtliche  Wohnungsaufsicht  ist  aber  auch  vielfach 
die  Aufg*abe  ehrenamtlicher  Betätigung.  Lübeck  hat  für 
seine  9 und  Hamburg  für  seine  12  Kreise  je  einen  ehren- 
amtlich tätigen,  aus  der  Bürgerschaft  g*e wählten  Wohnungs- 
pfleger. In  Crimmitschau  i.  Sa.  nehmen  Ratsmitglieder  und 
Stadtverordnete  gemeinsam  dieWohnungsbesichtig*ung*en  vor. 

Die  meisten  Gemeindeverwaltungen,  die  ihr  Wohnung*s- 
wesen  überwachen  lassen,  haben  mit  dieser  Aufgabe 
Personen  mit  fachmännischen  Kenntnissen  über  Wohnungs- 
verhältnisse betraut.  Mitglieder  der  Baupolizei,  der  Armen- 
verwaltung* und  vor  allem  der  Baubehörde  finden  wir  des 
öfteren  als  Wohnungsaufseher.  Neben  ihrem  Amte  als 
Bauassistenten,  Techniker  oder  Armenpfleger  üben  sie  im 
Auftrag  der  Gemeinde  die  örtliche  Wohnungsaufsicht  aus. 

x)  Pohle,  Die  städtische  Wohnungs-  und  Bodenpolitik,  Leipzig  1910, 
S.  35  und  36. 
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Beamte  der  Baupolizei  sind  es  in  Bautzen  und  Reichen- 
bach, die  Bezirksvorsteher  der  Armenverwaltung*  in  Rem- 
scheid. In  Stuttgart  leitet  der  Bezirksbaumeister  die 
Wohnungsaufsicht,  die  von  technischen  Assistenten  der 
Baubehörde  ausgeübt  wird. 

Die  gedeihlichste  Entwicklung*  ist  aber  der  Wohnungs- 
inspektion dort  gesichert,  wo  die  Gemeindeverwaltung 
Wohnungsinspektoren  anstellt,  die  im  Hauptamte  tätig 
sind,  d.  h.  sich  nur  der  Wohnungspflege  widmen.  Solche 
Wohnungsinspektoren,  vielfach  auch  Wohnungspfleger 
genannt,  sind  tätig  in  folgenden  deutschen  Städten:  Aachen, 
Augsburg*,  Braunschweig,  Breslau,  Cassel,  Chemnitz,  Cöln, 
Därmstadt,  Dresden,  Duisburg*,  Elberfeld,  Erfurt,  Essen, 
Fürth,  Heidelberg,  Mainz,  Metz,  Mühlhausen  i.  E.,  Mühl- 
heim a.  Ruhr,  München -Gladbach,  Nürnberg,  Offenbach, 
Regensburg,  Rheydt,  Straßburg,  Wiesbaden,  Worms, 
Würzburg. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Ausübung* 
der  Wohnungsinspektion  durch  einen  im  Hauptamte  tätig*en 
fachmännisch  vorgebildeten  Gemeindebeamten  den  größten 
Erfolg*  verspricht.  Die  Polizei  darf  auf  keinen  Fall  mit 
der  Wohnungspflege  beauftragt  werden;  würde  diese  doch 
dadurch  zweifellos  den  Anschein  einer  Polizeiinstitution 
erhalten,  und  dies  muß  im  Interesse  des  zu  verlangenden 
und  auch  unbedingt  nötigen  Vertrauens  der  Bevölkerung 
auf  jeden  Fall  vermieden  werden.  Außerdem  kann  ein 
Polizeibeamter  im  allgemeinen  gar  nicht  das  richtige 
Verständnis  für  die  Aufgaben  eines  Wohnungsaufsichts- 
beamten besitzen.  Naumann  sag*t  hierüber1):  „Den 
Polizeibeamten  fehlt  es  leicht  an  der  technischen  Bildung 
zur  Beurteilung  der  Wohnungsverhältnisse,  und  die  Ver- 
ordnungen werden  schablonenmäßig  angewendet.  Auch 
verlangt  die  Wohnungsinspektion,  wenn  sie  nicht  zu  einer 
unerträglichen  Belästigung  werden  soll,  zu  ihrer  Durch- 
führung ein  hohes  Maß  von  Takt,  der  dem  Schutzmann 

*)  Dr.W.  Naumann,  Zur  Wohnungsfrage  im  Königreich  Sachsen,  S.62 
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ebenfalls  oft  mangelt.“  Ähnlich  urteilt  Rost1):  „Soll  die 
Wohnungsinspektion  von  Erfolg*  begleitet  sein,  so  muß  ihr 
der  Polizeicharakter  fehlen,  und  sie  muß  als  eine  Einrichtung 
der  Wohlfahrtspflege  von  Mietern  und  Vermietern  erkannt 
werden.“ 

Auch  gegen  die  Zweckmäßig'keit  ehrenamtlicher 
Wohnungspflege  sind  verschiedentliche  Bedenken  laut 
geworden.  Die  Schwierigkeiten,  die  z.  B.  bei  Unfreund- 
lichkeit der  Bevölkerung  einem  ehrenamtlich  Tätigen  er- 
wachsen, kritisiert  ein  Gutachten  der  Nürnberger  Wohnungs- 
inspektion2):  „Auch  besteht  vielfach  gegen  die  Einrichtung 
der  Wohnungsaufsicht  eine  gewisse,  sich  bis  zur  Unfreund- 
lichkeit steigernde  Voreingenommenheit,  die  es  auch  in 
Nürnberg*  wird  g*eraten  erscheinen  lassen,  künftig  den 
Schwerpunkt  auf  die  Wohnungsaufsicht  durch  Berufs- 
beamte zu  verlegen.“  Auch  die  Behörde  für  Wohnungs- 
pflege in  Lübeck3)  hat  die  Erfahrung  gemacht,  „daß  die 
Ausübung  der  Wohnung*spflege  durch  bürgerliche  Deputierte 
nicht  in  vollem  Umfange  den  erstrebten  Zweck  erreichen 
läßt,  da  die  Bearbeitung  der  einzelnen  Bezirke  sehr  ver- 
schieden ist  und  die  bürgerlichen  Deputierten  nicht  immer 
die  genügende  Zeit  finden,  systematisch  ihren  Bezirk  zu 
kontrollieren.  Eine  solche  Kontrolle  ist  aber  unbedingt 
erforderlich,  um  eine  dauernde  und  ständige  Besserung  in 
den  Verhältnissen  herbeizuführen.“ 

Als  zweckmäßigste  Form  der  Ausübung  der  Wohnungs- 
inspektion bleibt  also  nur  die  durch  fachmännisch  gebildete 
und  nach  Möglichkeit  im  Hauptamte  tätige  Gemeinde- 
beamte übrig,  und  die  Praxis  bietet  auch  schon  eine  ziem- 
liche Anzahl  von  Beispielen  hierfür. 

Es  liegen  auch  bereits  einzelne  Beispiele  der  Anstellung* 
von  weiblichen  Wohnung*sinspektoren  vor,  z.  B.  hat  Worms 

b H.  Rost,  Das  moderne  Wohnungsproblem,  S.  194. 

2)  Gutachten  über  die  Aufstellung  von  Wohnungsausschüssen  und 
Wohnungsaufsehern  in  Nürnberg,  S.  8. 

3)  Schreiben  der  Lübecker  Behörde  für  Wohnungspflege  vom 
24.  Januar  1910. 
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Wohnungspflegerinnen  angestellt,  die  ehrenamtlich  tätig, 
den  Wohnungsinspektor  in  seiner  Arbeit  unterstützen  und 
auch  die  Beseitigung  mancher  Mängel,  besonders  hinsicht- 
lich der  Benutzung  und  sauberen  Instandhaltung  der 
Wohnungen,  durch  persönliche  Besprechungen  mit  den 
Hausfrauen  veranlassen.  In  Worms  scheint  man  gute  Er- 
fahrungen mit  der  Betätigung*  weiblicher  Beamten  gemacht 
zu  haben,  denn  1908  ward  sog*ar  für  den  Landkreis  Worms 
eine  Dame  als  Kreiswohnungsinspektorin  angestellt. 

Der  hessische  Landeswohnungsinspektor  berichtet1), 
daß  Offenbach  a.  M.  beschlossen  hat,  dem  Wohnungsinspektor 
eine  besoldete  Assistentin  beizug'eben,  von  deren  Mitarbeit 
man  sich  ziemliche  Vorteile  verspricht.  Über  die  Zweck- 
mäßigkeit weiblicher  Inspektionstätig'keit  im  allgemeinen 
kann  bisher  noch  kein  definitives  Urteil  gefällt  werden,  da 
die  Praxis  noch  zu  wenig*  Beispiele  bietet.  Jedenfalls  ist 
nicht  abzuleugnen,  daß  unter  Umständen  gerade  die  weib- 
liche Tätigkeit  große  Erfolge  erzielen  kann. 

3.  Die  Wohnungsinspektoren  in  Tätigkeit. 

Die  Wohnungsinspektoren,  d.  h.  die  von  der  Gemeinde- 
verwaltung mit  der  Wohnungsaufsicht  betrauten  Personen, 
üben  ihren  Dienst  meistens  auf  Grund  besonderer  Dienst- 
oder Geschäftsanweisungen  aus,  die  zusammen  mit  den 
vorhandenen  Gesetzen  und  Verordnungen  die  Grundlage 
ihrer  Tätigkeit  bilden.  Solche  spezielle  Dienstanweisungen 
für  die  Wohnungsaufseher  haben  z.  B.  erlassen:  Aachen, 
Augsburg,  Breslau,  Duisburg,  Erfurt,  Köln,  Mainz,  Nürnberg, 
Reg-ensburg,  Straßburg,  Stuttgart,  Wiesbaden,  Würzburg. 

Die  Dienstanweisungen  treffen  Bestimmungen  über  den 
Dienst  der  Inspektoren  im  allgemeinen,  über  ihr  Inspektions- 
verfahren und  ihre  Aufg*aben  beim  Vorfinden  von  Mißständen. 

Allen  Wohnungsinspektoren  wird  eine  strenge  Un- 
parteilichkeit zwischen  Eig*entümer  und  Mieter  zur  Pflicht 

J)  Jahresbericht  des  Großherzoglich-Hessischen  Landeswohnungsin- 
spektors von  1909,  S.  22. 
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gemacht.  Die  Wohnungsbesichtigungen  selbst  sind  so  vor- 
zunehmen, daß  eine  Belästigung  der  Beteiligten  möglichst 
ausgeschlossen  ist.  (Breslau,  Duisburg,  Stuttgart  u.  a.  m.) 
Breslau  schreibt  vor,  daß  sich  der  Wohnungsinspektor  beim 
Betreten  fremder  Wohnungen'  beim  Wohnungsinhaber  oder 
tunlichst  beim  Hauswirt  unaufgefordert  über  seine  Person 
und  seinen  Dienst  zu  legitimieren  hat  (auch  Hamburg, 
Duisburg).  Auch  die  Tag*esstunden,  während  denen  die 
Besichtigungen  vorzunehmen  sind,  setzen  die  meisten 
Dienstordnungen  fest. 


Von  9 Uhr  vorm,  bis  6 Uhr  nachm. 

55  ® ??  yi  n ^ 55  55 

55  ^ 55  55  55  8 ,. 


I Breslau,  Duisburg 
\ Sachsen-Coburg-Gotha 
Hessen  (W.  W.  H.  9.) 

[ Hamburg,  Lübeck, 
l Stuttgart. 


Die  eigentliche  Tätigkeit  der  Wohnungsinspektoren 
besteht  nun  in  der  planmäßigen  Besichtigung  der  Woh- 
nungen. Diese  haben  sie  daraufhin  zu  untersuchen,  ob  sie 
in  bezug  auf  ihre  Beschaffenheit  und  Benutzung  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  entsprechen.  Sie  haben  ferner  auch 
ihr  Augenmerk  auf  sonstige,  in  g*esundheitlicher,  sittlicher 
und  sozialer  Beziehung  vorhandene  Mißstände  im  Wohnungs- 
wesen zu  richten  und  die  Beseitigung*  derselben  herbeizu- 
führen. (Duisburg*.)  Interessant  ist  in  dieser  Hinsicht 
folgende  Vorschrift  der  Straßburger  Dienstordnung:  „Findet 
der  Wohnung*sinspektor  bei  der  Besichtigung  irgend  einen 
sonstig*en  erheblichen  Mißstand  in  den  Verhältnissen  des 
Mieters,  z.  B.  große  Armut,  Arbeitslosig'keit,  Vernach- 
lässigung der  Kinder,  Verlassenheit,  so  hat  er  dies  in  seinem 
Bericht  zu  erwähnen.“ 

Über  das  Resultat  der  Besichtigung,  besonders  über 
eventuell  vorg*efundene  Mißstände,  haben  die  Inspektoren 
Protokoll  zu  führen.  Die  Stuttgarter  Wohnungspfleger 
arbeiten  auf  Grund  folgenden  Schemas: 


Name  und  Beruf  des  Mieters 

Zahl  der  mitwohnenden  Angehörigen , darunter 

Kinder,  unter  14  Jahren 
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Zahl  der  Aftermieter  

Die  Aftermieter  im  einzelnen 
Namen  Beruf  Alter  (Jahre) 

1 . 

2 

3  

4  


Die  Miete  beträgt  

Die  Aftermieter  bezahlen  

Die  allgemein  baulichen  Verhältnisse  der  Wohnung  sind: 


Nr. 

1 

2 3 | 4 | 5 6 | 7 | 8 | 9 f 10 

Bezeichnung 
der  Räume 

Bauliche  Verhältnisse  der  einzelnen  Räume 

Boden- 

fläche 

qm 

Kubik- 

raum 

cbm 

der  Fenster 

Tageslicht  Lüftung 

gut — schlechtjgut  — schlecht 

Öfen 

Bemer- 

kungen 

Zahl 

gesamt  | L 
qm  j 

Zimmer 

>> 

Schlaf- 

kammer 

Küche 

Abort 

Bemerkungen:  

Küche:  ganz,  Anteil  mit:  

Abort:  ganz,  Anteil  mit:  zus. Personen. 

Die  Räume  werden  durch  die  vorgenannte  Familie  folgen- 
dermaßen benützt: 


Die  Zimmerluft  ist  schlecht  in:  

Ursache:  

Die  Wohnung  ist reinlich  gehalten. 

Allgemeine  Äußerung  des  Wohnung*spflegers  über  die 
Mängel  der  Wohnung  und  der  Wohnweise,  eventuell  mit 
Vorschlag  was  geschehen  soll. 
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ln  Köln  hat  jeder  die  Wohnungsaufsicht  ausübende 
Reviersergeant  ein  Revierheft  (diesem  ist  ein  Verzeichnis 
der  Straßen  des  Reviers  vorg-eheftet).  Sobald  die  in  Betracht 
kommenden  Wohnungen  der  Straße  revidiert  sind,  ist  die 
Straße  zu  streichen.  In  das  Revierheft  trägt  der  Revier- 
sergeant alle  von  ihm,  auch  die  auf  Grund  von  Beschwerden 
besichtigten  Wohnung-en,  mögen  sie  beanstandet  werden 
oder  nicht,  mit  fortlaufender  Nummer  ein.  Finden  die 
Reviersergeanten  Mißstände  vor,  so  füllen  sie  einen  Melde- 
bogen aus,  in  dem  sie  alles  von  ihnen  Beanstandete  auf- 
zeichnen. Auf  Grund  dieser  Meldebogen,  die  der  Wohnungs- 
inspektor jahrgangweise  sammelt,  wird  alljährlich  eine 
Wohnungsliste  angelegt,  in  die  die  beanstandeten  Woh- 
nungen mit  fortlaufender  Nummer  eingetragen  werden. 
Ferner  wird  über  alle  beanstandeten  Wohnungen  ein  Index 
straßenweise  geführt.  In  diesen  wird  jedes  beanstandete 
Haus  nur  einmal  eingetragen,  jede  Beanstandung'  aber  durch 
Angabe  der  Nummer  und  des  Jahrg'angs  des  Meldebogens 
kenntlich  gemacht. 

Die  meisten  Dienstordnungen  schreiben  den  Inspektoren 
als  erstes  Mittel  zur  Beseitig'ung  Vorgefundener  Mißstände 
den  Weg*  gütlicher  Vermittlung  vor.  Der  Wohnungs- 
inspektor muß  zuerst  versuchen,  die  Betreffenden  aufzuklären, 
sie  über  die  Mißstände  und  die  nötigen  Verbesserungen  zu 
belehren  und  zu  freiwilliger  Abstellung  der  Mängel  zu  be- 
weg'en.  Die  Anbahnung  gütlicher  Verhandlung'en  schreiben 
z.  B.  vor:  Breslau,  Chemnitz,  Duisburg,  Hamburg,  Straßburg, 
Wiesbaden. 

In  Stuttgart  erstattet  der  Wohnungspfleger  über  jeden 
Vorgefundenen  Mißstand  dem  Wohnungsamte  Meldung,  das 
in  einfacheren  Fällen  dem  Pfleger  die  Meldung  mit  dem 
Aufträge  zurückgibt,  zunächst  selbst  durch  Aufklärung  und 
Beratung  der  Beteiligten  die  gütliche  Beseitigung  der  Miß- 
stände zu  versuchen. 

Für  die  Beseitigung  der  Vorgefundenen  Mängel  wird 
den  Beteiligten  eine  bestimmte  Frist  gestellt  (z.  B.  in  Stutt- 
gart bis  zu  4 Wochen),  nach  deren  Ablauf  durch  Nach- 
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revisionen  festgestellt  wird,  ob  alle  Anordnungen  auch 
befolgt  worden  sind.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  wird  gegen 
die  Beteiligten  strenger  vorgegang'en  und  ihnen  gegebenen- 
falls Strafen  auferlegt. 

Das  hessische  Wohnungsgesetz  setzt  Geldstrafen  von 
30,  50  und  100  Mark  fest. 

In  Chemnitz  können  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Wohnung'sordnung*,  abgesehen  von  der  Verpflichtung  zur 
Beseitigung  der  Ordnungswidrigkeit,  mit  Geldstrafe  bis  zu 
150  Mark  oder  Haft  geahndet  werden. 

Die  Düsseldorfer  Reg'ierungspolizeiverordnung*  läßtGeld- 
strafen  bis  zu  30  Mark  zu  (ebenso  auch  die  Stadt  Köln). 

Das  in  Elsaß-Lothringen  gültige  französische  Gesetz 
vom  13.  April  1850  bestimmt,  daß  der  Eigentümer  oder 
Nutznießer  einer  Wohnung  in  eine  Geldstrafe  von  16  bis 
100  Frank  verfällt,  falls  in  den  bestimmten  Fristen  die  für 
nötig  erachteten  Arbeiten  nicht  ausgeführt  werden  und  die 
Wohnung  nach  wie  vor  von  einem  Dritten  eingenommen  wird. 

Das  Gothasche  Gesetz  läßt  Geldstrafen  bis  100  Mark 
oder  Haftstrafe  bis  zu  14  Tagen  zu. 

Zuwiderhandlungen  g'eg'en  die  Bestimmung'en  der  Schlaf- 
stellenordnung' in  Reuß  ä.  L.  können  mit  Geldstrafen  bis  zu 
60  Mark  geahndet  werden. 

Bis  zu  dieser  Höhe  sieht  auch  das  Lübecker  Wohnung's- 
pflegegesetz  Strafen  vor,  die  vor  allem  auch  bei  Nicht- 
befolg'ung  der  von  der  Behörde  für  Wohnungspfleg'e  er- 
lassenen Anordnungen  in  Kraft  treten. 

Diese  wenig'en  Beispiele  sollen  genügen.  Eine  ausführ- 
liche Zusammenstellung'  der  Strafen  oder  sonstigen  Maß- 
regeln bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Verordnungen  usw. 
bringt  v.  Kalckstein  in  seiner  Arbeit  ,.Die  im  deutschen 
Reich  erlassenen  Vorschriften  über  die  Benutzung  und  Be- 
schaffenheit von  Wohnungen“  (S.  22 — 24).  Er  behandelt 
hier  gegen  1 10  Beispiele  und  kommt  zu  dem  Schlüsse,  daß 
eine  recht  bedeutende  Anzahl  Strafen  ungenügend  ist,  um 
bessere  Wolmungs-  bez.  Einlogiererverhältnisse  zu  erzwing'en. 
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4.  Einrichtung  von  Wohnungskommissionen 
und  Wohnungsämtern. 

Sehr  viele  Städte  haben  die  Wohnungsaufsicht  zu 
einem  Zweige  der  städtischen  Wohlfahrtspflege  auch  insofern 
gemacht,  als  sie  besondere  Ausschüsse  für  das  Wohnungs- 
wesen unter  dem  Namen  von  Gesundheits-  oder  Wohnungs- 
kommissionen ins  Leben  riefen  und  mehrfach  auch  besondere 
Wohnungsämter  errichteten. 

Die  Wohnungskommissionen  sind  örtliche  Ausschüsse, 
denen  Vertreter  möglichst  aller  Berufskreise  ang-ehören, 
insbesondere  auch  Angehörige  der  städtischen  Verwaltung. 
Die  Mitglieder  sind  ehrenamtlich  tätig,  in  ihrer  Gesamtheit 
bilden  sie  eine  Art  Zwischeninstanz  zwischen  dem  Wohnungs- 
inspektor und  der  Behörde. 

Der  Begriff  Wohnungskommission  wird  jedoch  in  den 
einzelnen  Gebieten  verschieden  angewendet.  Das  hessische 
Gesetz  spricht  von  Wohnungskommissionen  nur  bei  den 
kleineren  Gemeinden  *)  und  versteht  darunter  zur  Ausübung 
der  gesamten  Wohnungspflege  gewählte  Mitglieder  des  Ge- 
meinderats und  einige  Ortseingesessene,  von  denen  einem 
oder  mehreren  die  Wohnungsaufsicht  zu  übertragen  ist. 

Wohnungskommissionen  bestehen  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  10.  Februar  1901  fast  in  allen  bayerischen 
Städten.  Hier  ist  ihre  Aufg'abe  die  Vornahme  der  Be- 
sichtigungen, doch  kann  ihnen  die  Gemeinde  im  Bedürfnis- 
falle Wohnungsinspektoren  zur  Unterstützung  beigeben. 

Bereits  im  September  1903  bestanden  in  Bayern  über 
800  Wohnungskommissionen* 2),  von  denen  fast  2.00  eigene 
Geschäftsordnungen  besaßen.  Die  Tätigkeit  der  Kommissions- 
mitg'lieder  ist  ehrenamtlich,  als  solche  fungierten  überall 
mit  Erfolg  auch  Arzte. 

Eine  besondere  Wohnungskommission  besitzt  Düssel- 


0 Doch  haben  auch  größere  Städte  Wohnungskommissionen,  z.  B. 
Mainz  (Schreiben  des  Mainzer  Wohnungsamtes  vom  12.  Jan.  1910). 

2)  Von  Kalckstein,  Die  Wohnungsaufsicht,  S.  6. 
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dorf1)  seit  dem  18.  Oktober  1901.  Diese  besteht  aus  dem 
Dezernenten  der  Polizeiverwaltung*,  dem  Vorsteher  des 
Baupolizeiamts,  dem  Stadtarzte,  seit  1908  dem  Dezernenten 
der  Baupolizei,  einem  Bauassistenten  und  einem  Polizei- 
wachtmeister. Wohnungskommissionen,  oder  auchWohnungs- 
ausschüsse,  finden  sich  weiterhin  in  Breslau,  Erfurt.  Nürn- 
berg* wählte  für  jeden  Stadtbezirk  einen  Wohnung*sausschuß2)„ 

Neben  der  Wohnungskommission  ist  in  Essen  die 
Gesundheitskommission  tätig*,  der  außer  den  ihr  sonst 
g*esetzlich  oblieg*enden  Funktionen  im  besonderen  die 
dauernde  Verwaltung*  und  Beaufsichtigung*  des  Wohnungs- 
wesens übertragen  ward.  Man  bildete  ferner  ebenso  viele 
Unterkommissionen,  als  Armenbezirke  in  Essen  vorhanden 
waren.  In  Cassel  ist  der  Wohnung*sinspektor  Org*an  der 
Gesundheitskommission.  Eine  ähnliche  Institution  ist  die 
Behörde  für  Wohnung*spfleg*e  in  Hamburg*  und  Lübeck. 
Die  Hamburger  Behörde  für  Wohnung'spflege  z.  B.  setzt 
sich  zusammen  aus  2 Senatsmitgdiedern  und  den  ver- 
schiedenen Kreisvorstehern.  Ihr  unterstehen  ein  Wohnungs- 
inspektor mit  mehreren  Assistenten.  Ähnlich  ist  es  in  Lübeck.. 

Die  Hamburger  und  Lübecker  Behörden  für  Wohnungs- 
pflege bilden  in  bezug  auf  ihre  Organisation  bereits  einen 
Übergang  zu  der  Einrichtung  von  Wohnungsämtern,  die 
mehr  und  mehr  in  den  verschiedensten  Städten  die  Zentral- 
stelle der  örtlichen  Wohnungspfleg'e  zu  werden  beginnen. 

Während  die  Wohnungskommissionen  als  eine  Vertreter- 
gruppe der  Gemeindeinteressen  aufzufassen  sind,  bedeuten 
die  Wohnungsämter  einen  Teil  der  Gemeindeverwaltung' 
selbst.  Das  Wohnungsamt  ist  ein  Glied  derselben  wie  die 
Baubehörde,  die  Schulbehörde  usw.  Der  Leiter  des 
Wohnungsamtes  ist  in  den  meisten  Fällen  der  Orts- 
wohnungsinspektor. Ihm  untersteht  ein  Hilfspersonal  zu 
seiner  Unterstützung  bei  der  Besichtigung  der  Wohnungen 
selbst  und  zur  Erledigung  der  Bureauarbeiten.  Im 


9 Schreiben  des  Oberbürgermeisteramts  Düsseldorf  vom  20.  Jan.  1910. 

2)  Geschäftsordnung  für  die  Wohnungsausschüsse  der  Stadt  Nürnberg. 
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Wohnungsamt  laufen,  mehr  als  es  in  der  ehrenamtlich 
:zusammengesetzten  Wohnungskommission  möglich  ist,  die 
.Fäden  der  örtlichen  Wohnungspflege  zusammen.  Das 
Wohn ungsamt  sammelt  alles  das  Wohnungswesen  betreffende 
Material,  und  die  hierdurch  sich  aufspeichernde  gründliche 
Kenntnis  der  städtischen  Wohnungsverhältnisse  gewähr- 
leistet eine  eingehende,  unparteiische  und  erfolgreiche  Über- 
wachung der  einzelnen  Wohnungen  durch  die  Angehörigen 
des  Wohnungsamts.  Auf  Grund  des  im  Wohnungsamte  zu- 
sammenkommenden Materials  ist  es  leicht,  eine  fortlaufende 
statistische  Festlegung*  der  Verhältnisse  zu  unternehmen. 
Es  wird  so  eine  Statistik  des  Wohnungsmarktes  geschaffen, 
die  es  dem  Amte  wiederum  ermöglicht,  einen  kostenlosen 
Wohnungsnachweis  einzurichten. 

Solche  Wohnungsämter  bestehen  z.  B.  in  folgenden 
•Städten:  Chemnitz,  Fürth,  Heidelberg,  Mainz,  Straßburg 
i.  Eis.,  Stuttgart. 

Vorgesehen  sind  Wohnungsämter  auch  in  dem 
preußischen  Gesetzentwurf  von  1904  für  Gemeinden  über 
100000  Einwohner. 

Das  am  20.  Juni  1902  eröffnete  Stuttgarter  Wohnungs- 
amt ist  in  vieler  Beziehung  für  später  errichtete  Wohnungs- 
ämter vorbildlich  geworden.  Seine  drei  Hauptaufgaben 
sind:  Wohnungsaufsicht,  Wohnungsstatistik  und  Wohnungs- 
nachweis1). Den  Hauptgrund,  der  es  dem  Stuttgarter 
Wohnungsamte  ermöglichte,  eine  derart  umfassende  Tätigkeit 
zu  entfalten,  sieht  v.  Fürth  darin,  daß  Stuttgart  durch  orts- 
polizeiliche Vorschrift  eine  Anmeldepflicht  für  die  Wohnungs- 
vermieter einführte.  Es  müssen: 

1.  alle  zum  Vermieten  bestimmten  Wohnungen  binnen 

8 Tagen  nach  eingetretener  Vermietbarkeit  beim 

Wohnungsamte  angemeldet  werden; 

2.  muß  die  erfolgte  Vermietung  binnen  3 Tagen  nach 

Abschluß  des  Mietvertrags  angezeigt  werden. 

0 V.  Kalck  stein,  Die  im  deutschen  Reiche  erlassenen  Vorschriften 
über  Benutzung  und  über  Beschaffenheit  von  Wohnungen,  S.  16.  — 
V.  Fürth,  S.  22 ff.  — Wohnungsfürsorge  in  deutschen  Städten,  S.  339. 


Eine  solche  Anmeldepflicht  erleichtert  allerdings  die 
Aufgaben  eines  Wohnungsamtes  ganz  bedeutend.  Der 
Wohnungsinspektor  erfährt  sofort,  wenn  ein  Mieterwechsel 
vor  sich  geht  und  gerade  dann  ist  eine  Besichtigung  der 
Wohnung  doppelt  wertvoll.  Es  haben  daher  auch  eine- 
ziemliche Anzahl  weiterer  Städte  die  Anmeldepflicht,  ins- 
besondere bei  Mieterwechsel,  eingeführt. 

Nach  der  Inspektionstätigkeit  ist  die  nächstwich  tig'e- 
Aufgabe  der  Wohnungsämter  die  Einrichtung  eines  kosten- 
losen Wohnungsnachweises,  um  denen,  die  eine  neue  Wohnung 
suchen,  die  Gewähr  zu  bieten,  daß  sie  eine  in  baulicher  und 
sanitärer  Hinsicht  als  genügend  erachtete  Wohnung  auch 
erhalten.  Es  ist  weiterhin  „nur  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  und 
somit  wohl  auch  der  Notwendigkeit:  wenn  man  jemanden 
durch  die  Wohnungsaufsicht  aus  seiner  Wohnung  vertreibt,, 
muß  man  auch  imstande  sein,  ihm  nachzuweisen,  wo  er 
passend  und  zu  ihm  erschwinglichen  Preise  Unterkommen 
kann *)“. 

Der  Wohnung’snachweis  hat  aber  auch  bedeutende- 
finanzielle Vorteile  für  Mieter  und  Vermieter,  indem  durch 
ihn  die  Insertionsgebühren  wegfallen.  Der  Hausbesitzer 
hat  nicht  mehr  nötig,  die  in  seinem  Hause  leerstehenden 
oder  freiwerdenden  Wohnungen  in  der  Zeitung*  auszubieten,, 
der  Mieter  braucht  nicht  mehr  auf  dem  Inseratenwege  sich 
seine  Wohnung  zu  suchen.  Man  hat  z.  B.  berechnet,  daß 
durch  den  Wohnungsnachweis  des  Stuttgarter  Wohnungs- 
amtes die  dortigen  Hausbesitzer  jährlich  mindestens  10000  M. 
an  Annoncengeldern  sparen* 2). 

Einen  unentgeltlichen  Wohnungsnachweis,  wenn  auch 
nicht  immer  durch  das  Wohnungsamt  selbst  (z.  B.  in  Ver- 
bindung mit  dem  städtischen  Arbeitsnachweis,  durch  das- 
Bürgermeisteramt  usw.)  finden  wir  in  vielen  Städten 3),  z.  B.. 

*)  V.  Kalckstein,  Die  im  deutschen  Reiche  erlassenen  Vorschriften 
über  Benutzung  und  über  Beschaffenheit  von  Wohnungen,  S.  16. 

2)  „Die  Zukunft  des  städtischen  Wohnungsamtes.“  Soziale  Praxis  XII,. 
1902/03,  S.  984. 

s)  Die  hier  angeführten  Beispiele  sind  der  kurz  vorher  zitierten,, 
sehr  ausführlichen  Arbeit  v.  Kalcksteins  entnommen. 


Barmen,  Bonn,  Elberfeld,  Essen,  Koblenz,  Kolmar,  Köln, 
Mühlhausen,  Ulm.  Es  sind  dies  meist  Städte,  die  noch  kein 
Wohnungsamt  besitzen,  wo  natürlich  ein  solches  besteht, 
wird  der  Wohnungsnachweis  eine  seiner  Hauptaufgaben 
.sein.  In  Straßburg  besteht  zwar  kein  offizieller  Wohnungs- 
nachweis durch  das  Wohnungsamt,  doch  sind  die  Wohnungs- 
inspektoren angewiesen,  den  Mietern  im  Bedarfsfall  zur  Er- 
langung einer  anderen  Wohnung  behilflich  zu  sein1).  Eine 
Betätigung  der  Wohnungsinspektoren  in  diesem  Sinne  wird 
vor  allem  auch  das  Vertrauen  der  Mieter  zur  Wohnungs- 
inspektion außerordentlich  fördern.  Das  Wohnungsamt 
oder  die  Wohnungsinspektoren  besichtigen  aber  nicht  nur 
Wohnungen  aus  freien  Stücken,  sondern  nehmen  auch  Be- 
schwerden besonders  aus  Mieterkreisen  an,  deren  Berechtigung 
sie  untersuchen.  Auch  ist  das  Wohnungsamt  in  allen  Miet- 
ang'elegenheiten  die  beste  Auskunftssteile  für  solche,  die 
Rat  suchen,  z.  B.  in  Eürth  erkundigten  sich  nach  Einführung 
•der  Wohnungsinspektion  die  Mieter  sehr  oft  vor  dem  Be- 
ziehen einer  Wohnung  über:  zulässige  Belegung  der  Wohn- 
räume,  Bedingungen  bei  Aufnahme  von  Schlafgäng-ern  usw.2). 

Zu  allem,  was  bis  jetzt  von  den  nutzbringenden  Seiten 
des  Wohnungsamtes  gesagt  ist,  tritt  nun  noch  ein  großer 
sozialer  Vorteil.  Infolge  der  im  Wohnungsamte  sich  anhäufen- 
den äußerst  genauen  Kenntnisse  der  örtlichen  Wohnungs- 
verhältnisse wird  es  der  Gemeindeverwaltung  sehr  leicht 
gemacht,  bei  Unternehmungen  zur  Förderung  der  Wohnungs- 
fürsorge, z.  B.  bei  Unterstützung  gemeinnütziger  Bautätigkeit, 
Beim  Erlasse  baulicher  und  hygienischer  Ortsgesetze  an  den 
Stellen  einzugreifen,  wo  es  am  notwendigsten  ist  und  wo 
wirklich  Segenbringendes  zu  leisten  ist.  Es  ist  daher  nur 
zu  wünschen,  daß  die  bisherigen  Beispiele  der  Einrichtung 
von  städtischen  Wohnungsämtern  immer  mehr  Nachahmung 
finden  mögen;  die  der  Gemeindeverwaltung  dadurch  er- 
wachsenden Verwaltungsausgaben  stehen  in  keinem  Ver- 

b Dienstordnung  für  die  Wohnungsinspektoren  (Straßburg),  S.  4. 

2)  Nach  v.  Kalckstein,  Die  im  deutschen  Reiche  erlassenen  Vor- 
schriften über  Benutzung  und  Beschaffenheit  von  Wohnungen,  S.  19. 


gleiche  zu  dem  großen  Nutzen,  den  die  Tätigkeit  eines  gut 
geleiteten  und  mit  arbeitsfreudigem  Personal  besetzten 
Wohnungsamtes  für  die  kommunale  Wohlfahrt  mit  sich 
bring'en  kann. 

5.  Die  Überwachung  der  Tätigkeit  der  Einzelbehörden. 

Eine  bedeutende  Förderung  erfährt  die  Wohnungs- 
aufsicht der  Einzelbehörden,  wenn  sie  von  zentraler  staat- 
licher Stelle  aus  überwacht  und  unterstützt  wird.  Die 
Tätigkeit  der  einzelnen  hessischen  Gemeinden  z.  B.  wird 
durch  die  Kreiswohnungsinspektoren  überwacht1),  über 
denen  wiederum  die  Landeswohnungsinspektion  steht.  Die 
Kreiswohnung*sinspektoren  (in  Worms  wird  dieses  Amt  seit 
1908  von  einer  Dame  verwaltet)  besuchen  die  einzelnen 
Gemeinden  ihres  Kreises,  nehmen  g*egebenenfalls  Nach- 
revisionen vor  und  erledig*en  schwierigere  Fälle. 

Im  Königreich  Preußen  hat  der  Regierungsbezirk  Düssel- 
dorf einen  staatlichen  Wohnungsinspektor  angestellt2). 

Das  für  alle  Bundesstaaten  in  letzter  Hinsicht  zu  er- 
strebende Ziel  ist  die  Schaffung  einer  Landeswohnungs- 
aufsicht. Eine  solche  muß  die  Tätigkeit  der  einzelnen 
Gemeinden  auf  dem  Gebiete  der  Wohnung*spflege  über- 
wachen. Der  Landeswohnungsinspektor  ist  ein  für  alle 
Fragen  des  Landeswohnungswesens  zuständiger  Staats- 
beamter. 

Die  auf  Grund  von  Artikel  12  des  Gesetzes  vom 
7.  August  1902  eingerichtete  hessische  Landeswohnungs- 
inspektion hat  die  Aufgabe3),  im  Zusammenwirken  mit  den 
staatlichen  und  kommunalen  Behörden  die  Wohnungs- 
verhältnisse der  minderbemittelten  Volksklassen  in  gesund- 
heitlicher und  sittlicher  Hinsicht  festzustellen  und  in  Gemein- 
schaft mit  dem  hessischen  Zentralverein  für  Errichtung*  billiger 

0 Eine  solche  Kreiswohnungsinspektion  besteht  für  sämtliche  18 
hessische  Kreise. 

2)  Von  Kalckstein,  Die  im  Deutschen  Reiche  erlassenen  Vor- 
schriften über  Benutzung  und  über  Beschaffenheit  von  Wohnungen,  S.  21. 

3)  W.  W.  H.,  S.  68. 


64 


Wohnungen,  sowie  mit  den  gemeinnützigen  Bauvereinen 
des  Landes  auf  Beseitigung  der  sich  ergebenden  Mißstände 
hinzuwirken. 

Die  Landeswohnungsinspektion  beschafft  statistische 
Nachweise  auf  allen  Gebieten  des  Wohnungswesens,  die 
zur  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  des  ganzen' Landes 
verwertet  werden  können.  Durch  regelmäßige  Überwachung 
der  örtlichen  Einzelinspektion  wird  diese  zu  tatkräftigem 
Wirken  angehalten;  den  Einzelgemeinden  wird  ferner  ihre^ 
Aufgabe  dadurch  erleichtert,  daß  die  Landeswohnungs- 
inspektion alles  Erfahrungsmaterial  sammelt  und  mit  ver- 
gleichender Kritik  den  einzelnen  Ortswohnungsinspektoren 
zur  Verfügung  stellt.  Stets  wird  die  Praxis  in  allen  ihren 
Einzelheiten  überwacht  und  es  werden  gegebenenfalls  die 
guten  Erfahrungen  der  Einzelg*emeinde  auf  das  ganze 
Land  zu  übertragen  versucht.  Solche  statistische  Material- 
sammlungen über  die  Einzelinspektionen  bieten  sich  uns  in 
den  vom  hessischen  Landeswohnungsinspektor  veröffent- 
lichten Jahresberichten1)  dar. 

Die  hessische  Landeswohnungsinspektion  hat  es  sich  auch 
zur  Aufgabe  g*emacht,  ab  und  zu  Instruktionsversammlungen 
der  Wohnungsinspektoren  abzuhalten.  Solche  zeitweise  Zu- 
sammenkünfte der  Wohnungsinspektoren  in  den  einzelnen 
Kreisen  bezwecken  Aufklärung  über  die  Aufgaben  der 
Wohnungsinspektion  und  Austausch  der  Erfahrungen  und 
Anschauungen. 

Der  auf  Grund  der  Königlichen  Verordnung  vom 
21.  August  1906  angestellte  bayerische  Zentralwohnungs- 
inspektor hat  sein  Hauptaugenmerk  auf  die  einheitliche  und 
gleichmäßige  Durchführung*  der  Wohnungsaufsicht  und  die 
Förderung  der  auf  Wohnungsbeschaffung  gerichteten  Be- 
strebungen namentlich  gemeinnütziger  Bauunternehmung'en 
zu  richten.  Ihm  liegt  ferner  ob  die  statistische  und  re- 
daktionelle Bearbeitung*  der  von  den  Kreisregierungen  über 

0 § 4 des  Gesetzes  (W.  W.  H.,  S.  70)  bestimmt,  daß  der  Landes- 
wohnungsinspektor statistische  Nachweise  auf  allen  Gebieten  desWohnungs- 
wesens  zu  beschaffen  hat. 
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die  Entwicklung*  des  Wohnung*swesens  zu  erstattenden  Be- 
richte, die  Bearbeitung  der  ihm  sonst  zugewiesenen,  die 
Wohnung'saufsicht  und  die  Wohnungsfiirsorg*e  betreffenden 
Geg*enstände  wie  die  gutachtliche  Behandlung  organisa- 
torischer Fragen  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens. 
Zum  Zwecke  der  Oberaufsicht  über  das  Wohnungswesen 
besucht  er  alle  zwei  Jahre  die  größeren  Städte  und  sonstigen 
Orte  des  Königreichs  mit  dichter  Bevölkerung*1). 

Eine  Landeswohnungsinspektion  besitzt  seit  1910  auch 
Württemberg. 

Die  großen  Vorteile,  welche  eine  staatliche  Überwachung 
der  örtlichen  Inspektionstätigkeit  für  die  Sanierung  des  ge- 
samten Wohnungswesens  mit  sich  bringt,  lassen  es  äußerst 
wünschenswert  erscheinen,  daß  mehr  und  mehr  die  Bundes- 
staaten dem  Beispiele  Hessens,  Bayerns  und  Württembergs 
folg'en  möchten. 


6.  Erfolge  der  Wobnungsaufsicht. 

Es  soll  nunmehr  ein  kurzer  Blick  auf  die  Erfolge  der 
AVohnungsinspektion  in  einzelnen  Gemeinden  geworfen 
werden.  Hierbei  Vergleiche  zu  ziehen  ist  schwer,  da  überall 
andere  Verhältnisse  vorliegen.  Es  soll  , nur  an  einigen  Bei- 
spielen g'ezeigt  werden,  wie  viel  Gutes  bei  energischer 
Benutzung  der  vorhandenen  rechtlichen  Handhaben  und 
wirksamer  Betätigung  der  Aufsichtsbeamten  geschaffen 
werden  kann.  Als  Vorbedingung  für  den  Erfolg  der 
Wohnungsirispektion  sieht  v.  Kalckstein2)  an,  „daß  sie  das 
Vertrauen  des  Arbeiters  erwirbt,  wodurch  es  ihr  ermöglicht 
wird,  bildend  und  erziehend  auf  ihn  einzuwirken.  Eine 
andere  Vorbedingung*  zur  Erreichung*  durchgreifender  und 
in  absehbarer  Zeit  eintretender  Erfolge  ist  die,  daß  genügend 
Kräfte  an  die  Wohnungsaufsicht  gewandt  werden“. 

1)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Bayern,  Nr.  54, 
S.  585. 

2)  V.  Kaie k stein,  Die  im  deutschen  Reiche  erlassenen  Vorschriften 
über  Benutzung  und  über  Beschaffenheit  von  Wohnungen,  S.  19. 

Jesch. 
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Die  Praxis  von  Heidelberg,  Fürth,  Mainz,  Essen  usw. 
machte  die  Erfahrung,  daß  anfangs  wohl  der  Aufsichts- 
beamte ungern  in  den  Wohnungen  gesehen  ward,  man  aber 
sehr  bald  die  Vorteile  der  neuen  Einrichtung  schätzen  lernte 
und  die  Aufklärungen  und  Belehrungen  des  Beamten  gern 
entgegennahm  und  verwertete1 2). 

Besonders  die  Taktik,  daß  fast  alle  Wohnung'sinspektoren 
als  ersten  Schritt  zur  Abhilfe  bei  Mißständen  den  Weg 
gütlicher  Belehrung  und  Ermahnung  einschlagen,  hat  sehr 
viele  Erfolge  gezeitigt. 

Einige  Beispiele  dürften  dies  am  besten  zeigen.  Es 
erfolg-ten  a) : 


In 

Wohnungs- 

besichtign. 

Bean- 

standurgen 

Glatte  Er- 
i ledigungen 

Duisburg- 

1901  — 1904 

5460 

1790 

1328 

Barmen 

1899—1904 

11753 

1071 

530 

München-Gladbach  1902 — 1904 

10064 

5 244 

3963 

Stuttgart 

1903—1904 

1021 

783 

464 

Augsburg 

1905 

2 270 

401 

332 

Essen 

1900  — 1904 

12805 

4030 

3373 

Großhzgt.  Hessen 

1904 

27154 

1625 

896 

Glatt  erledigt  wurden  also  in  den  vorangehenden  Beispielen 
50 — 80  °/0  aller  Beanstandungen,  ein  Beweis,  wieviel  Erfolg 
gütliches  Einschreiten  der  Inspektoren  haben  kann. 

Die  Straßburger  Praxis  konnte  feststellen3),  daß  schon 
das  Bekanntwerden  der  Neueinsetzung  der  Wohnungs- 
kommission eine  große  Anzahl  von  Hausbesitzern  zu  Ver- 
besserungen ihrer  vermieteten  Wohnungen  veranlaßte  und 
in  einer  weiteren  Zahl  von  Fällen  die  erste  Besichtigung* 
die  gleiche  Folge  hatte. 


0 Von  Kalckstein,  Die  im  deutschen  Reiche  erlassenen  Vor- 
schriften über  Beschaffenheit  und  Benutzung  von  Wohnungen,  S.  21. 

2)  Ebenda,  S.  20. 

3)  Ebenda,  S.  21. 
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Die  hessische  Praxis,  über  deren  Tätigkeit  der  Landes- 
Wohnungsinspektor  Jahresberichte  veröffentlicht,  hat  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  erfolgreicher  gestaltet.  Einen  kurzen 
Überblick  sollen  folgende,  den  Berichten  von  1906 — 1909 
entnommenen  Zahlen  gewähren. 


Jahr 

Untersuchte 

Wohnungen 

Beanstandet 

wurden 

°/ 

/o 

1906 

31667 

1970 

6,2 

1907 

29  748 

2191 

7,4 

1908 

31352 

3014 

9,6 

1909 

36130 

3103 

8,6 

Überall  führte  auch  in  Hessen  der  Weg  gütlicher 
Belehrung  am  schnellsten  zum  Ziele.  Besonders  Anstände 
in  den  Schlafstellen  und  Schlafräumen  wurden  in  sehr 
kurzer  Frist  erledigt1). 

Im  Bericht  über  das  Jahr  1907  stellte  auch  der  bayerische 
Zentralwohnungsinspektor  fest,  daß  die  Wohnungsinspektion 
sich  mehr  und  mehr  entwickelt  und  eine  zwar  langsam, 
aber  doch  stetig  fortschreitende  Besserung  der  Wohnungs- 
verhältnisse bewirkt. 

Besondere  Schwierigkeiten  entstehen  für  die  Wohnung's- 
inspektion,  wenn  g*roßer  Wohnungsmangel  sie  daran  hindert, 
gegen  zu  starke  Besetzung,  d.  h.  Überfüllung  von  Wohnungen, 
einzuschreiten.  Diese  Erfahrung  machten  z.  B.  die  bayerischen 
Städte  Fürth,  Bamberg,  Selb,  Pirmasens2).  In  solchen 
Fällen  wird  natürlich  ein  Zusammenwirken  von  Wohnungs- 
aufsicht und  Wohnungsbeschaffung  von  ganz  besonderem 
Nutzen  sein. 

Sehr  schöne  Erfolge  hat  die  Essener  Wohnungsinspektion 
aufzuweisen : 


Jahresbericht  des  Großherzoglich  Hessischen  Landeswohnungs- 
inspektors, 1909,  S.  26. 

2)  Jahresbericht  des  Zentralwohnungsinspektors  im  Staatsministerium 
des  Innern  für  das  Jahr  1907,  S.  29. 
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Jahr 

Zahl  der 

unter- 

suchten 

Woh- 

nungen 

Zahl  der 
Bean- 
standngn. 

Bei  je  100  Be- 
anstandungen 
mußte  polizei- 
liche Verfügung 
erlassen  werden 

Von  je  ioo  I 

Über- 

füllung 

ieanstandunj 

Un- 

geeignet- 

heit 

?en  betrafen 

bauliche 

Mängel 

1899 !) 

252 

46 

45,7 

63,0 

37;o 

0,0 

1900 

1512 

471 

45,2 

62,6 

34,8 

2,6 

1901 

1522 

573 

50,4 

55,2 

31,4 

13,4 

1902 

2996 

1085 

31,0 

45,4 

35,3 

19,3 

1903 

4093 

1294 

7,5 

33,5 

26,0 

40,5 

1904 

2222 

880 

1 5,6 

28,9 

26,0 

45,1 

1905 

2018 

865 

8,4 

25,1 

16,4 

58,5 

1906 

2 164' 

1234 

8,0 

23,1 

19,8 

57,1 

v 1907 

3409 

1580 

3,2 

21,1 

14,4 

64,5 

1908 

3 489 

-1622 

2,8 

24,6 

15,7 

59,7 

Charakteristisch  für  die  Geschäftsführung*  der  Essener 
Wohnung*sinspektion  ist  die  aus  dieser  Tabelle  hervor- 
g*ehende  Tatsache,  daß  von  Jahr  zu  Jahr  die  Zahl  der  Fälle 
abg*enommen  hat,  in  denen  auf  dem  Weg*e  von  Polizei- 
verfüg*ung*en  an  die  Beseitigung*  von  Wohnung*smißständen 
g*eg*ang*en  werden  mußte.  Essen  hat  aufs  deutlichste  g*ezeig*t, 
daß  es  einer  vernünftig*  und  diplomatisch  vorg'ehenden 
Wohnungsinspektion  g*ar  nicht  so  schwer  fällt,  das  Vertrauen 
der  beteiligten  Bevölkerung*  zu  erwerben. 

Diese  wenig*en  auf  statistische  Angaben  gestützten 
Beispiele  über  die  Erfahrungen  der  Wohnungsinspektion 
mögen  genügen.  Sie  lassen  erkennen,  daß,  wenn  auch 
nicht  sofort,  so  doch  in  fortschreitender  Entwicklung  die 
Wohnungsaufsicht  der  Verwirklichung*  ihres  humanitären 
Zieles  näher  kommt. 

7.  Die  Wohnungsaufsicht  und  das  Reich. 

Sehr  viele  deutsche  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete 
derWohnungsfrage,  welche  von  einer  regelrechten  Wohnungs- 
inspektion Besserung*  der  vorhandenen  Mißstände  erwarten, 
sahen  einst  die  Möglichkeit  einer  endgültigen  Herbeiführung 


ß Zeit  vom  1.  November  bis  31.  Dezember  1899. 
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tatsächlich  gesunder  Verhältnisse  nur  in  dem  Eingreifen  der 
Reichsgesetzgebung.  Was  Hessen  in  kleinem  Maßstabe  getan, 
das  ung'efähr  verlangten  sie  vom  Reiche.  Sie  meinten,  nur 
wenn  der  Reichstag  ein  für  das  ganze  Deutschland  gültiges 
Gesetz  über  Wohnungsinspektion  brächte,  könnte  eine  solche 
auch  mit  Aussicht  auf  tatsächlichen  Erfolg  durchgeführt 
werden.  Am  deutlichsten  vertrat  die  Ansicht  der  Verein 
,,  Reichswohnungsgesetz  “ (jetzt  „Deutscher  Verein  für 
Wohnungsreform“),  der  ja  schon  durch  den  Namen  sein 
Ziel  kundgab.  Die  Tatsache,  daß  dieser  Verein  bereits 
nach  kurzer  Zeit  seines  Bestehens  sich  in  einen  deutschen 
Verein  für  Wohnung*sreform  im  allgemeinen  umwandelte, 
zeigt,  daß  man  die  Forderung*  reichsgesetzlicher  Lösung  der 
Wohnungsfrage  aufzugeben  begann.  Der  Grund  hierfür  lag* 
in  der  ablehnenden  Haltung*  des  Reichs  selbst.  Trotzdem 
sind  die  Stimmen  nicht  völlig  verstummt,  welche  eine  Initiative 
der  Reichsg'esetzgebung  verlang*en. 

Wie  soll  man  sich  nun  zu  dieser  Frage  stellen?  Der 
Gedanke,  daß  alle  bundesstaatlichen  Verordnungen  ins- 
gesamt durch  ein  für  das  ganze  Reich  g*eltendes,  ausführ- 
liches Gesetz1)  ersetzt  würden,  ist  ja  im  Prinzip  sehr  einfach 
und  praktisch,  nur  muß  man  sich  überlegen,  daß  man  auf 
einem  so  verschiedenartigen  Gebiete  wie  dem  der  Wohnungs- 
frage keine  Bestimmungen  aufstellen  kann,  die  sowohl  die 
friesische  Fischerhütte  als  auch  die  Behausung  des  polnischen 
Feldarbeiters  betreffen2).  Die  Wohnungsverhältnisse  derver- 

b Im  Aufträge  des  Vereins  ,, Reichswohnungsgesetz“  hatte  v.  d.  Goltz 
1900  eine  Arbeit  über  „Die  Wohnungsinspektion  und  ihre  Ausgestaltung 
durch  das  Reich“  herausgegeben,  die  u.  a.  den  regelrechten  Entwurf 
eines  Reichsgesetzes  über  Wohnungsinspektion  brachte.  — Ferner  sei 
hier  noch  eine  ebenfalls  im  Aufträge  dieses  Vereins  erschienene  Flug- 
schrift erwähnt:  Kamp,  „Die  Wohnungsfrage  und  ihre  Abhilfe  durch 
ein  Reichswohnungsgesetz“. 

2)  Diese  Ansicht  vertritt  auch  Naumann  in  seiner  „Wohnungsfrage 
im  Königreich  Sachsen“,  S.  61:  „Der  v.  d.  Goltzschen  Ansicht  wird 
man  sich  nur  ungern  anschließen,  weil  ein  solches  Gesetz  schwerlich  die 
eine  individuelle  Behandlung  erfordernden  verschiedenen  örtlichen  Be- 
dürfnisse genügend  berücksichtigen  kann.“ 
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schiedenen  Gegenden  Deutschlands  sind  zu  mannigfaltig*, 
als  daß  das  Reich  durch  ein  einziges  Gesetz  für  alle  eine 
Aufsicht  bringen  könnte1).  Damit  soll  natürlich  nicht  gesag*t 
sein,  daß  dem  Reich  überhaupt  keine  Aufgabe  zufiele.  Ein 
Eingreifen  des  Reichs  wird  man  stets  verlangen  müssen,  wenn 
auch  nicht  in  der  z.  B.  von  v.  d.  Goltz  verlangten  Form. 

Die  Reichsgesetzgebung  mußin  der  Frage  derWohnungs- 
inspektion  den  entscheidenden  Schritt  nur  insofern  tun,  als 
sie  diese  für  alle  Bundesstaaten  obligatorisch  macht.  Wie 
sich  diese  im  einzelnen  ihrer  Aufg*abe  entledig'en,  ist  ihre 
Sache2).  Das  Reich  kann  natürlich  Minimalforderungen 
insbesondere  für  die  Ausdehnung  und  Organisation  der 
Wohnungsaufsicht  aufstellen3).  Jeder  Staat  muß  dann  seinen 
sozialen  Verhältnissen  entsprechende  Einzelbestimmung*en 
treffen,  auf  Grund  deren  die  Gemeinden  unter  bundes- 
staatlicher Aufsicht  die  eig'entliche  Wohnungspflege  in  die 
Hand  nehmen.  Die  Einrichtung*  eines  schon  von  v.  d.  Goltz, 
allerdings  zu  anderem  Zwecke,  verlangten  Reichswohnungs- 
amtes wäre  sehr  zu  wünschen,  um  wiederum  für  die  bundes- 
staatliche Tätigkeit  eine  Oberaufsichtsstelle  zu  besitzen,  von 
der  aus  nach  Bedarf  die  einzelnen  Faktoren  zu  größerer 
Wirksamkeit  angehalten  werden  können4).  Durch  die  vom 
Reichswohnungsamte  regelmäßig  einzuholenden  Berichte  der 
Bundesstaaten  wäre  sodann  die  Reichsverwaltung  in  der 
Lage,  sich  jederzeit  ein  genaues  Bild  vom  Stande  des 
Wohnungswesens  machen  zu  können. 

P)  Naumann,  S.  148:  „Die  Reichsregierung  stellt  sich,  nach  der 
letzten  Erklärung  des  Staatssekretärs  des  Innern,  Grafen  Posadowsky, 
vom  6.  Februar  d.  Js.  (1902)  auf  den  prinzipiellen  Standpunkt,  daß  die 
Wohnungsfrage  am  besten  von  den  Einzelstaaten  gelöst  werden  könne.“ 

2)  Naumann,  S.  149  verlangt,  daß  das  Reich  höchstens  Mindest- 
anforderungen in  sanitärer  Hinsicht  stellt. 

a)  Gegen  ein  direktes  Reichswohnungsgesetz  sprechen  sich  auch 
Schäffle  und  Lechler  aus.  „Die  staatliche  Wohnungsfürsorge  aus 
Anlaß  des  Reichstagsbeschlusses  vom  14.  November  1899“,  S.  10,  30  u.  31. 

4)  Auch  Schäffle  und  Lechler  verlangen  ein  „Reichszentral- 
organ“. „Die  staatliche  Wohnungsfürsorge“,  S.  13,  vgl.  auch  Lechler, 
„Der  erste  Schritt  zur  nationalen  Wohnungsreform“,  S.  25 ff. 
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Dem  Reichswohnungsinspektor  würden  direkt  unter- 
stehen die  Landeswohnungsinspektoren  der  Bundesstaaten, 
denen  wiederum  die  einzelnen  Ortswohn  ungsinspektoren  unter- 
stellt wären.  Der  v.  d.  Go ltzsche  Entwurf  des  Reichsg'esetzes 
über  Wohnungsinspektion  stellt  Einzelbestimmungen  auf, 
die  die  bisherigen  Landesg'esetze  in  vielen  Punkten  um  stoßen 
würden.  Dies  dürfte  aber  ein  Reichsgesetz  keinesweg*s  tun. 
Es  müßte  sich  im  Gegenteil  an  das  bisher  bestehende  Gute 
anlehnen1).  Für  Hessen,  Bayern,  Württemberg  z.  B.  würde 
ein  Reichsgesetz  nur  die  eine  wesentliche  Änderung  bringen, 
daß  ihre  Landeswohnungsinspektion  einem  Reichswohnungs- 
inspektor unterstellt  würde. 

Das  vom  Reiche  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungs- 
inspektion zu  verlangende  kann  dahin  formuliert  werden, 
daß  ein  Reichsgesetz  unter  Hinweis  auf  die  bisherige  vor- 
bildliche Tätigkeit  einzelner  Regierungen  allen  Bundes- 
staaten die  Einführung  einer  allgemeinen  Wohnungsinspektion 
nach  deren  Muster  vorschreibt  und  die  Ausführung  dieser 
Vorschrift  durch  ein  Reichswohnung*samt  überwachen  läßt. 

!)  Über  das  Verhältnis  einer  Reichsgesetzgebung  zu  der  bisherigen 
Tätigkeit  der  Einzelstaaten  sagt  Fuchs:  „Eine  solche  Reichsgesetzgebung 
braucht  auch  nicht  gehindert  zu  werden  durch  das,  was  einige  Einzel- 
staaten in  der  letzten  Zeit  getan  haben;  denn  selbstverständlich  kann 
das  Reich  nur  allgemeine  Direktiven  geben,  die  Ausgestaltung  im  einzelnen 
muß  den  Einzelstaaten  und  in  diesen  wieder  vielfach  den  Gemeinden 
überlassen  werden.  Was  diese  bereits  getan  haben,  das  ist  weiter  nichts 
als  eine  wertvolle  Einleitung  hierzu.“  V.  f.  Soz.,  XCVIII,  S.  39. 
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Lebenslauf. 

Ich,  Richard  Walter  Jesch,  evangelisch-lutherischer 
Konfession,  bin  am  2.  Juni  1883  zu  Störmthal,  Amtshaupt- 
mannschaft Leipzig,  geboren  als  Sohn  des  Kirchschullehrers 
H.  E.  Jesch.  Den  ersten  Unterricht  erhielt  ich  in  der  Volks- 
schule meiner  Heimat,  bis  ich  mit  meinem  zwölften  Lebens- 
jahre zum  Gymnasium  gebracht  wurde.  Meine  Reifeprüfung* 
legte  ich  1905  am  Gymnasium  zu  Zwickau  ab,  worauf  ich 
nach  Leipzig  zum  Studium  an  der  Handelshochschule  über- 
siedelte. 

Nach  erfolgreich  abgelegter  Diplomprüfung  setzte  ich 
meine  Studien  an  der  Universität  fort,  hörte  Vorlesungen 
der  Herren  Professoren  Brandenburg,  Eulenburg', 
Heinze,  Partsch,  Schmid,  Stieda  und  Wundt  und  war 
ordentliches  Mitglied  des  volkswirtschaftlichen  und  geo- 
graphischen Seminars.  Herrn  Geh.  Hofrat  Professor 
Dr.  Stieda,  der  mir  bei  der  Abfassung*  der  vorliegenden 
Arbeit  in  liebenswürdig*ster  Weise  mit  seinem  Rate  zur 
Seite  stand,  möchte  ich  auch  an  dieser  Stelle  meinen  er- 
gebensten Dank  aussprechen. 


